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1. Einleitung 

1 . 1 . 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung am 
15. März 1974 die Bundesregierung ersucht, 

1. zu prüfen, welchen Personen besondere Nach- 
teile aus langen Zeiten des militärischen oder 
militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefan- 
genschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung 
entstehen, 

2. dem Bundestag bis zum 31. Dezember 1974 Vor- 
schläge zur Beseitigung solcher Nachteile vorzu- 
legen. 

— Bundestagsdrucksachen 7/668, 7/1664 — 

Mit dem vorliegenden Bericht kommt die Bundes- 
regierung diesem Ersuchen des Deutschen Bundes- 
tages nach. 

1 . 2 . 

Den Hintergrund für dieses Berichtsersuchen bildet 
offenbar die bei einem großen Teil der ehemaligen 
Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen bestehende 
Vorstellung, daß sie in der Rentenversicherung im 
Vergleich zu anderen Personen, die keinen Militär- 
dienst geleistet und sich nicht in Kriegsgefangen- 
schaft befunden haben, benachteiligt seien. Dieses 
Gefühl der Benachteiligung beruht nicht selten allein 
auf einem Mißverständnis; denn der Bundesregie- 
rung ist auf Grund von zahlreichen Eingaben, die zu 
dem vorliegenden Fragenkreis bei ihr eingehen, be- 
kannt, daß bei vielen Betroffenen unvollkommene 
und zum Teil unzutreffende Vorstellungen über die 
Wirkungsweise der geltenden Regelungen in der 
Rentenversicherung über die Berücksichtigung der 
Zeiten des militärischen oder militärähnlichen Dien- 
stes sowie der Zeiten der Kriegsgefangenschaft be- 
stehen. 

1.3. 

Die Bundesregierung benutzt daher den vorliegen- 
den Bericht als Gelegenheit, diese Regelungen in 
ihren Auswirkungen im allgemeinen und im beson- 
deren darzustellen. 

1.4. 

Das Berichtsersuchen des Deutschen Bundestages 
steht in einem sachlichen Zusammenhang mit dem 
Gesetzesantrag der Abgeordneten Josten, Geisen- 
hofer und Genossen betr. Änderung und Ergänzung 
der Reichsversicherungsordnung, des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und des Reichsknappschafts- 
gesetzes (Bundestagsdrucksache 7/637), der für die 


ehemaligen Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen 
Rechtsverbesserungen in der Rentenversicherung 
vorsieht. Die weitere parlamentarische Beratung die- 
ses Gesetzesantrags ist durch einstimmigen Beschluß 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung vom 
23. Januar 1974 zurückgestellt worden, bis dieser 
Bericht der Bundesregierung vorliegt (vgl. Bundes- 
tagsdrucksache 7/1664). 


2. Mögliche Nachteile in der Rentenversiche- 
rung bei Personen mit Zeiten des militäri- 
schen oder militärähnlichen Dienstes und 
der Kriegsgefangenschaft und Möglichkeiten 
zu ihrer Beseitigung 

2.1. Bei der Versicherungsberechtigung 

2 . 1 . 1 . 

Auf Grund der seit Inkrafttreten des Rentenreform- 
gesetzes vom 16. Oktober 1972 bestehenden Rechts- 
lage hat die Berücksichtigung der Zeiten des mili- 
tärischen oder militärähnlichen Dienstes und der 
Kriegsgefangenschaft in der Rentenversicherung für 
die Versicherungsberechtigung grundsätzlich keine 
Bedeutung mehr. 

2 . 1 . 2 . 

Bis zum Inkrattreten des Rentenreformgesetzes 
konnten diese Zeiten für die Berechtigung zur frei- 
willigen Weiterversicherung Bedeutung haben. Vor- 
aussetzung für eine freiwillige Weiterversicherung 
war — von Ubergangsregelungen abgesehen — , 
daß innerhalb von 10 Jahren mindestens für 60 Ka- 
lendermonate Pflichtbeiträge entrichtet worden wa- 
ren. Bei Ermittlung des Zeitraums von 10 Jahren 
blieben u. a. Zeiten des militärischen und militär- 
ähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft, 
soweit für sie keine Beiträge entrichtet waren, un- 
berücksichtigt. 

2.1.3. 

Auf Grund des Rentenreformgesetzes ist nunmehr 
grundsätzlich jeder, der seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, und jeder 
Deutsche, der seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat, berechtigt, freiwillige 
Beiträge zur Rentenversicherung zu entrichten, so- 
fern in der Rentenversicherung keine Versiche- 
rungspflicht besteht. Eine Benachteiligung durch Zei- 
ten des militärischen oder militärähnlichen Dienstes 
und der Kriegsgefangenschaft ist bei der Versiche- 
rungsberechtigung damit grundsätzlich nicht mehr 
möglich. 


Namens der Bundesregierung zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
vom 20. Dezember 1974 — IV b 2 — 4532.2 — 557174. Der Bundesminister des Innern war beteiligt. 
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2.1.4. 

Ausnahmsweise ist die Berechtigung zur freiwilligen 
Versicherung bei folgenden Personengruppen noch 
von einer versicherungsmäßigen Voraussetzung ab- 
hängig: 

2.1 AI. 

Bei Beamten, Richtern und sonstigen Beschäftigten 
des Bundes, der Länder, der Gemeindeverbände, der 
Gemeinden, der Träger der Sozialversicherung, der 
Bundesanstalt für Arbeit, der Deutschen Bundes- 
bank, der Landeszentralbanken und der als öffent- 
lich-rechtliche Körperschaften anerkannten Reli- 
gionsgesellschaften, wenn ihnen Anwartschaft auf 
lebenslängliche Versorgung und auf Hinterbliebe- 
nenversorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchen- 
rechtlichen Regelungen gewährleistet ist (§ 1229 
Abs. 1 Nr. 3 RVO, § 6 Abs. 1 Nr. 3 AVG). 

2.1. 4.2. 

Bei Beamten der unter 2. 1.4.1. genannten Körper- 
schaften, solange sie lediglich für ihren Beruf aus- 
gebildet werden (§ 1229 Abs. 1 Nr. 2 RVO, § 6 Abs. 1 
Nr. 2 AVG). 

2.1 .4.3. 

Bei Geistlichen und sonstigen Bediensteten der als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten 
Religionsgesellschaften, wenn ihnen Anwartschaft 
auf lebenslängliche Versorgung und auf Hinterblie- 
benenversorgung nach beamtenrechtlichen Regelun- 
gen gewährleistet ist (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 AVG). 

2.1. 4.4. 

Bei Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf (§ 1229 
Abs. 1 Nr. 4 RVO, § 6 Abs. 1 Nr. 5 AVG). 

2.1 .4.5. 

Bei Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten der Bun- 
deswehr (§ 1229 Abs. 1 Nr. 5 RVO, § 6 Abs. 1 Nr. 6 
AVG). 

2.1 .4.6. 

Bei Personen, denen von einer unter 2. 1.4.1. genann- 
ten Körperschaft oder einer anderen öffentlich-recht- 
lichen Körperschaft oder von einem anderen Öffent- 
lich-rechtlichen Verband oder von einem Verband 
von Trägern der Sozialversicherung nadi beamten- 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder ent- 
sprechenden kirchenrechtlichen Regelungen eine le- 
benslängliche Versorgung bewilligt und Hinter- 
bliebenenversorgung gewährleistet ist und die auf 
ihren Antrag von der Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung befreit sind (§ 1230 Abs. 1 RVO, 
§ 7 Abs. 1 AVG, § 32 Abs. 1 RKG). 

2.1 .4.7. 

Bei Personen, die auf Grund einer durch Gesetz an- 
geordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflich- 
tung Mitglieder einer öffentlidi-rechtlichen Ver- 
sicherungs- oder Versorgungseinrichtung ihrer Be- 
rufsgruppe sind und auf ihren Antrag von der Ver- 


sicherungspflicht in der Rentenversicherung befreit 
sind (§ 7 Abs. 2 AVG). 

2 . 1 . 4 . 8 . 

Bei Personen, die in Betrieben oder im Dienst an- 
derer als der unter 2. 1.4.1. genannten öffentlich- 
rechtlidien Körperschaften oder anderer öffentlich- 
rechtlicher Verbände oder der Verbände von Trä- 
gern der Sozialversicherung beschäftigt sind, wenn 
ihnen Anwartschaft auf lebenslängliche Versorgung 
und auf Hinterbliebenenversorgung nach beamten- 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder ent- 
sprechenden kirchenreditlidien Regelungen gewähr- 
leistet ist und sie auf Antrag ihres Arbeitgebers 
von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche- 
rung befreit sind (§ 1231 Abs. 1 RVO, § 8 Abs. 1 
AVG, § 31 RKG). 

2.1. 4.9. 

Bei Lehrern und Erziehern an nicht öffentlichen Schu- 
len oder Anstalten unter den unter 2. 1.4. 6. genann- 
ten Voraussetzungen (§ 8 Abs. 1 AVG). 

2.1.4.10. 

Bei ausländischen und staatenlosen Besatzungsmit- 
gliedern deutscher Seefahrzeuge, die keinen Wohn- 
sitz im Inland haben und auf Antrag des Reeders 
von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche- 
rung befreit sind (§ 1231 Abs. 2 RVO, § 8 Abs. 2 
AVG). 

2.1.4.11. 

Bei satzungsmäßigen Mitgliedern geistlicher Ge- 
nossenschaften, Diakonissen, Schwestern vom Deut- 
schen Roten Kreuz und Angehörigen ähnlicher Ge- 
meinschaften während der Zeit der Ausbildung, die 
nicht Schul-, Fachschul- oder Hochschulausbildung 
ist, oder während ihrer Tätigkeit für die Gemein- 
schaft, wenn sie persönlich neben dem freien Unter- 
halt Barbezüge von mehr als einem Achtel der für 
Monatsbezüge geltenden Beitragsbemessungsgrenze 
monatlich erhalten, wenn ihnen die in der Gemein- 
schaft übliche lebenslängliche Versorgung gewähr- 
leistet ist und wenn sie auf Antrag der Gemeinschaft 
von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche- 
rung befreit sind (§ 1231 Abs. 3 RVO, § 8 Abs. 3 
AVG). 

2.1.5. 

Die vorstehend genannten Personen, im wesent- 
lichen also Personen, die nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen versorgt werden oder 
denen Anwartschaft auf solche Versorgung und ent- 
sprechende Hinterbliebenenversorgung gewährlei- 
stet ist, sind — von Übergangsregelungen abgese- 
hen — zur freiwilligen Versicherung in der Renten- 
versicherung nur berechtigt, wenn sie bereits für 60 
Kalendermonate Beiträge entrichtet haben (§ 1233 
Abs. 1 a RVO, § 10 Abs. 1 a AVG). Bei diesen Per- 
sonen war der Gesetzgeber des Rentenreformgeset- 
zes der Auffassung, daß es einer Erleichterung der 
Voraussetzungen für die freiwillige Versicherung 
nicht bedürfe und daß sich zur Vermeidung von Dop- 
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pelversorgungen bei diesem Personenkreis eine Er- 
leichterung sogar verbiete. Die tatsächlichen Verbes- 
serungen, die das Rentenreformgesetz gegenüber 
dem früheren Rechtszustand auch für diesen Perso- 
nenkreis gleichwohl gebracht hat, haben ihren 
Grund nicht in sozialpolitischen Erwägungen, son- 
dern waren durch das Bemühen des Gesetzgebers 
bestimmt, die Regelung über die Berechtigung zur 
freiwilligen Versicherung für die Verwaltung ein- 
facher, automationsgerechter zu machen. 

2 , 1 . 6 . 

Von ehemaligen Kriegsteilnehmern und Kriegsge- 
fangenen, sofern sie den vorstehend genannten Per- 
sonengruppen angehören, also vor allem von Be- 
amten und sonstigen Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, wird zuweilen vorgebracht, daß sie dadurch 
benachteiligt seien, daß bei Prüfung der Vorausset- 
zung für die Berechtigung zur freiwilligen Versiche- 
rung die Zeiten des militärischen und militärähn- 
lichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft den 
Beitragszeiten nicht gleichgestellt seien. Es sei eine 
Folge des Kriegsdienstes und der Kriegsgefangen- 
schaft, daß sie die Voraussetzung für die freiwillige 
Versicherung teilweise nicht erfüllen, weil sie wäh- 
rend dieser Zeiten an der Entrichtung von Beiträgen 
gehindert gewesen seien. 

2.1.7. 

Dieser Argumentation vermag die Bundesregierung 
jedenfalls allgemein nicht zu folgen. Sie ist der Auf- 
fassung, daß in der Mehrzahl der hier in Rede ste- 
henden Fälle die Berechtigung zur freiwilligen Ver- 
sicherung auch dann nicht gegeben wäre, wenn kein 
Kriegsdienst geleistet worden wäre und der Betrof- 
fene sich nicht in Kriegsgefangenschaft befunden 
hätte. Dies dürfte jedenfalls auf die ehemaligen 
Kriegsteilnehmer zutreffen, die schon vor ihrer Ein- 
berufung zum Kriegsdienst Beamte waren. Sie 
hätten mit Rücksicht auf ihre Versorgungsanwart- 
schaft nach dem Beamtenrecht in der Regel auch 
dann keine Beiträge zur Rentenversicherung entrich- 
tet, wenn sie nicht zum Kriegsdienst herangezogen 
worden wären. Diejenigen, die nach ihrer Rückkehr 
aus Krieg und Kriegsgefangenschaft Beamte gewor- 
den sind, bevor sie für 60 Monate Beiträge entrichtet 
hatten, würden in der Regel auch ohne Krieg und 
Kriegsgefangenschaft so frühzeitig Beamte gewor- 
den sein, daß sie heute die Voraussetzung für die 
freiwillige Versicherung nicht erfüllen würden. 

2 . 1 . 8 . 

Eine Gleichstellung der Zeiten des militärischen und 
militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangen- 
schaft mit Beitragszeiten bei Prüfung der Voraus- 
setzung für die freiwillige Versicherung ist daher 
unter dem Gesichtspunkt einer Beseitigung von be- 
sonderen Nachteilen bei den Betroffenen weder er- 
forderlich noch geboten. Darüber hinaus würden 
nach Auffassung der Bundesregierung die Belange 
der Versichertengemeinschaft einer solchen Rege- 
lung geradezu entgegenstehen. Eine Gleichstellung 
der Zeiten des militärischen und militärähnlichen 
Dienstes und der Kriegsgefangenschaft mit Beitrags- 
zeiten bei Prüfung der Voraussetzung für die Ver- 


sicherungsberechtigung würde die Zahl der Fälle, in 
denen diese Zeiten in der Rentenversicherung und 
bei der Versorgung nach beamtenrechtlichen Rege- 
lungen oder Grundsätzen angerechnet werden, 
grundlos vermehren. Außerdem müßte bei einer 
solchen Regelung damit gerechnet werden, daß in 
vielen Fällen, in denen heute eine Rentenanwart- 
schaft noch nicht besteht, eine Rentenanwartschaft 
durch Entrichtung von freiwilligen Beiträgen vor 
allem deshalb begründet würde, um die von der 
Höhe der Beiträge unabhängigen Leistungen der 
Rentenversicherung zu erlangen, z. B. Kinderzu- 
schüsse und Leistungen der Krankenversicherung 
der Rentner. Die Finanzierung derartiger Leistungen 
für Personen, die bereits anderweitig versorgt sind 
und deren Vorleistung zur Rentenversicherung 
regelmäßig sehr gering sein würde, ist der Ver- 
sichertengemeinschaft der Rentenversicherung nicht 
zuzumuten. 

2 . 1 . 8 . 1 . 

Dies mag das folgende Beispiel verdeutlichen: 

Ein Beamter, der bisher noch nie einen Beitrag, zur 
Rentenversicherung entrichtet hat, aber mindestens 
60 Kalendermonate Kriegsdienst und Kriegsgefan- 
genschaft nachweisen kann, könnte mit 60 Jahren 
die freiwillige Versicherung beginnen und bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres niedrigste Beiträge 
entrichten. Wenn er zu diesem Zeitpunkt die Vor- 
aussetzungen für eine Rente wegen Berufsunfähig- 
keit oder Erwerbsunfähigkeit erfüllt, erhält er außer 
den (unbedeutenden) Rentenleistungen aus diesen 
Beiträgen die für ihn kostenlosen Leistungen der 
Rentnerkrankenversicherung, d. h. er ist entweder 
in der Krankenversicherung der Rentner pflichtver- 
sichert oder erhält im Falle der Befreiung von der 
Versicherungspflicht einen Zuschuß zu seiner pri- 
vaten Krankenversicherung (z. Z. monatlich 96, — 
DM). Wenn ein solcher Beamter Kinder in der Aus- 
bildung hat, erhält er außerdem und neben seiner 
Beamtenpension für jedes Kind zu seiner Rente 
einen Kinderzuschuß (1974 in der Arbeiterrenten- 
versicherung und Angestelltenversicherung monat- 
lich 124,— DM). 


2.2. Bei der Rentenberechnung 

2.2.1. Anrechnung der Zeiten des militärischen und 
militärähnlichen Dienstes und der Kriegsge- 
fangenschaft als Ersatzzeiten 

Die Zeiten des militärischen und militärähnlichen 
Dienstes und der Kriegsgefangenschaft werden unter 
bestimmten versicherungsmäßigen Voraussetzungen 
als Ersatzzeiten angerechnet, wenn während dieser 
Zeiten Versicherungspflicht in der Rentenversiche- 
rung nicht bestanden hat. Dasselbe gilt für Zeiten 
einer anschließenden Krankheit oder unverschul- 
deten Arbeitslosigkeit. Die Anrechnung der genann- 
ten Zeiten als Ersatzzeiten wirkt sich grundsätzlich 
wie die Anrechnung von Beitragszeiten aus. Es ist 
ein weitverbreitetes Mißverständnis, daß die 
rechnung einer Zeit als „ Ersatzzeit anstatt' 
tragszeit schon an sich einen NadhteilibödöUt^ii ipsin i 
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2.2.2. Die versicherungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Anrechnung von Ersatzzeiten 

Die versicherungsmäßigen Voraussetzungen für die 
Anrechnung der Ersatzzeiten und damit auch der 
Zeiten des militärischen oder militärähnlichen Dien- 
stes und der Kriegsgefangenschaft sowie der ein- 
gangs genannten Anschlußzeiten sind im Laufe der 
Jahre immer wieder verbessert worden. Zuletzt ge- 
schah eine erhebliche Verbesserung durch das Ren- 
tenreformgesetz des Jahres 1972. Die Ausgestaltung 
der Anrechnungsvoraussetzungen ist heute so, daß 
sie praktisch von allen Versicherten erfüllt werden 
können. Jedenfalls hat grundsätzlich jeder der heu- 
tigen Versicherten die Möglichkeit gehabt, sein Ver- 
sicherungsleben so zu gestalten, daß die Vorausset- 
zungen für die Anrechnung der Ersatzzeiten erfüllt 
sein könnten. Die Ersatzzeiten werden angerechnet, 
wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt 
ist: 

2 . 2 . 2 . 1 . 

Vor den Ersatzzeiten muß wenigstens ein anrechen- 
barer Pflichtbeitrag oder freiwilliger Beitrag ent- 
richtet worden sein (sog. Vorversicherung, § 1251 
Abs. 2 Satz 1 RVO, § 28 Abs. 2 Satz 1 AVG, § 50 
Abs. 3 Satz 1 RKG). Beiträge, die im Wege der 
Nachversicherung von versicherungsfreien Personen 
für Zeiten vor den Ersatzzeiten entrichtet werden, 
stehen rechtzeitig entrichteten Pflichtbeiträgen 
gleich (§ 1402 Abs. 4 RVO, § 124 Abs. 4 AVG) und 
führen damit gleichfalls zur Anrechnung von Ersatz- 
zeiten. Freiwillige Beiträge, die auf Grund von Son- 
derregelungen für Zeiten vor den Ersatzzeiteh nach- 
entrichtet werden, führen nur dann zur Anrechnung 
von Ersatzzeiten, wenn sie ausnahmsweise als recht- 
zeitig entrichtete Pflichtbeiträge gelten (vgl. § 10 
Abs. 1 Satz 3 WGSVG). 

2 . 2 . 2 . 2 . 

Innerhalb von drei Jahren nach Beendigung der 
Ersatzzeit oder einer durch sie aufgeschobenen oder 
unterbrochenen Ausbildung muß eine rentenver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
aufgenommen und wenigstens ein Pflichtbeitrag ent- 
richtet worden sein (sog. Pflichtanschlußbeitrag, 
§ 1251 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a RVO, § 28 Abs. 2 
Satz 2 Buchstabe a AVG, § 50 Abs. 3 Satz 2 Buch- 
stabe a RKG). Auch hier stehen Beiträge, die im 
Wege der Nachversicherung entrichtet werden und 
nachentrichtete Beiträge, wenn sie ausnahmsweise 
als rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge gelten (vgl. 
oben unter 2. 2. 2.1.), einem rechtzeitig entrichteten 
Pflichtanschlußbeitrag gleich. 

2.2.2.3. 

Nach Beendigung der Ersatzzeiten muß zwar nicht 
innerhalb von drei Jahren, aber zu einem späteren 
Zeitpunkt wenigstens ein Pflichtbeitrag entrichtet 
worden sein und die Zeit vom Eintritt in die Ver- 
sicherung bis zum Versicherungsfall muß wenigstens 
zur Hälfte, nicht jedoch unter 60 Monaten, mit 
Pflichtbeiträgen oder gleichgestellten freiwilligen 
Beiträgen belegt sein (sog. Halbbelegung, § 1251 
Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c RVO, § 28 Abs. 2 Satz 2 
Buchstabe c AVG, § 50 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe c 


RKG), Gleichgestellte freiwillige Beiträge sind Bei- 
träge von Angestellten, die vor 1968 wegen Über- 
schreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze in der 
Angestelltenversicherung versicherungsfrei waren 
oder die sich von der Versicherungspflicht in der 
Angestelltenversicherung haben befreien lassen. 
Für Zeiten ab 1968 sind die freiwilligen Beiträge der 
von der Versicherungspflicht befreiten Angestellten 
nur dann den Pflichtbeiträgen gleichgestellt, wenn 
sie in einer bestimmten Mindestklasse entrichtet 
sind. Ist die Zeit vom 1. Januar 1968 bis zum Ver- 
sicherungsfall wenigstens zu drei Vierteln mit sol- 
chen Beiträgen belegt, so stehen alle für Zeiten nach 
dem 1. Januar 1968 entrichteten freiwilligen Beiträge 
den Pflichtbeiträgen gleich (Art. 2 § 54 a AnVNG). 
Bei der Ermittlung des Gesamtzeitraums vom Ein- 
tritt in die Versicherung bis zum Versicherungsfall 
bleiben u. a. die auf die Zeit nach Eintritt in die Ver- 
sicherung entfallenden Ersatzzeiten unberücksichtigt. 

2.2.2.4. 

Sind die vorstehend unter 2.2.2. 1. bis 2. 2. 2. 3. ge- 
nannten Voraussetzungen für die Anrechnung der 
Ersatzzeiten nicht erfüllt, so gelten sie als erfüllt, 
wenn die Zeit vom 1. Januar 1973 bis zum Versiche- 
rungsfall wenigstens zur Hälfte, nicht jedoch unter 
60 Monaten, mit Pflichtbeiträgen belegt ist und 
wenn bis zum Versicherungsfall oder bis zu einer 
bis zum Versicherungsfall reichenden Ausfallzeit 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung be- 
standen hat (Art. 2 § 9 a Abs. 1 ArVNG, Art. 2 
§ 9 a Abs. 1 AnVNG). 

2.2.2.5. 

Auch ohne Erfüllung der vorstehend unter 2.2.2. 1. 
bis 2. 2.2. 4. genannten Voraussetzungen werden die 
Ersatzzeiten Personen angerechnet, die bis zum Ver- 
sicherungsfall eine selbständige Erwerbstätigkeit 
von wenigstens fünf Jahren aufgegeben haben, 
sowie der Witwe oder dem Witwer, wenn sie vor 
dem 19. Oktober 1972, dem Tag des Inkrafttretens 
dieser Regelung, das 60. Lebensjahr vollendet hat- 
ten und von der Nachentrichtungsmöglichkeit des 
Art. 2 § 51 a Abs. 2 ArVNG bzw. Art. 2 § 49 a Abs. 2 
AnVNG Gebrauch gemacht haben. Allerdings wer- 
den auf Grund dieser Regelung keine längeren 
Ersatzzeiten angerechnet, als insgesamt Beitrags- 
zeiten vorhanden sind (Art. 2 § 9 a Abs. 2 ArVNG, 
Art. 2 § 9 a Abs. 2 AnVNG). 

2 . 2 . 2 . 6 . 

Die unter 2. 2. 2. 3. bis 2. 2. 2. 5. dargestellten Voraus- 
setzungen für die Anrechnung von Ersatzzeiten sind 
durch das Rentenreformgesetz geschaffen worden. 
Sie begünstigen in erster Linie die Selbständigen 
und die Angestellten, die sich von der Versiche- 
rungspflicht hatten befreien lassen. Wenn die Selb- 
ständigen die Pflichtversicherung beantragen und 
die von der Versicherungspflicht befreiten Ange- 
stellten auf die Befreiung verzichtet haben, werden 
sie eine der Voraussetzungen für die Anrechnung 
der Ersatzzeiten regelmäßig erfüllen können. Die 
unter 2. 2.2. 5. dargestellte Voraussetzung ist für die 
Selbständigen bestimmt, die vom Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Rentenreformgesetzes bis zur Er- 
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reichung des allgemeinen Rentenalters von 65 Jah- 
ren nicht mehr für 60 Monate Pflichtbeiträge ent- 
richten können. 

Wegen der allgemeinen Formulierung zumindest 
der unter 2. 2. 2. 3. und 2. 2. 2.4. dargestellten Voraus- 
setzungen sind die Rechtsverbesserungen, die das 
Rentenreformgesetz hinsichtlich der Ersatzzeiten- 
anrechnung gebracht hat, allerdings auch anderen 
Personen zugute gekommen, die bisher wegen 
eines außergewöhnlichen Verlaufs des bisherigen 
Berufslebens die Voraussetzungen für die Anrech- 
nung der Ersatzzeiten nicht erfüllt hatten. Zu erwäh- 
nen sind in diesem Zusammenhang z. B. ehemalige 
Meistersöhne, die den elterlichen Betrieb nicht fort- 
geführt haben, und ehemalige landwirtschaftliche 
Unternehmer, die ihr landwirtschaftliches Unter- 
nehmen abgegeben haben. 

2.2.2.7. 

Die vorstehende Darstellung der versicherungsmä- 
ßigen Voraussetzungen für die Anrechnung von 
Ersatzzeiten bestätigt die an anderer Stelle (vgl. die 
unter 2.2.2.) bereits aufgestellte These, daß die An- 
rechnung von Ersatzzeiten heute praktisch bei allen 
Versicherten möglich ist; jedenfalls hat grundsätz- 
lich jeder die Möglichkeit zu einer entsprechenden 
Gestaltung seines Versicherungslebens gehabt. Noch 
weitere Erleichterungen würden einem Verzicht auf 
versicherungsmäßige Voraussetzungen für die An- 
rechnung von Ersatzzeiten sehr nahekommen. Zu- 
gleich würde damit die Funktion der Anrechnung 
von Ersatzzeiten verändert, die grundsätzlich darin 
besteht, Nachteile in der Rentenversicherung zu ver- 
meiden, die daraus resultieren können, daß ein Ver- 
sicherter infolge besonderer Lebensumstände an der 
Entrichtung von Beiträgen, jedenfalls von Pflicht- 
beiträgen, gehindert war. Von der Vermeidung von 
Nachteilen in der Rentenversicherung kann nämlich 
nur gesprochen werden, wenn wenigstens die Wahr- 
scheinlichkeit besteht, daß ohne diese Verhinderung 
Beiträge zur Rentenversicherung entrichtet worden 
wären. Daß dieser Gesichtspunkt zuletzt etwas in 
den Hintergrund getreten ist, liegt hauptsächlich 
daran, daß der Kreis der in der Rentenversicherung 
versicherten Personen erweitert worden ist und in 
diesem Zusammenhang Regelungen geschaffen wor- 
den sind, die für die neu hinzugekommenen Perso- 
nenkreise Nachteile aus einer für sie ungünstigen 
früheren Gesetzgebung vermeiden sollen. 

2 . 2 . 2 . 8 . 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß eine Erleich- 
terung der geltenden Voraussetzungen für die An- 
rechnung von Ersatzzeiten in einer besonderen Hin- 
sicht gefordert wird, und zwar dahin gehend, daß 
die Anrechnung von Ersatzzeiten immer dann mög- 
lich sein soll, wenn irgendwann nach den Ersatz- 
zeiten wenigstens ein Pflichtbeitrag entrichtet wor- 
den ist. 

Für eine derartige Rechtsänderung vermag die Bun- 
desregierung ein sozialpolitisches Bedürfnis nicht 
anzuerkennen. Sie würde vornehmlich Beamten und 
anderen Personen mit Versorgungsanwartschaften 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 


sätzen zugute kommen, deren Versorgung außer- 
halb der Rentenversicherung sichergestellt ist und 
die ihre Zeiten des Militärdienstes und der Kriegs- 
gefangenschaft regelmäßig bereits bei ihrer Versor- 
gung angerechnet erhalten. Es wäre zu erwarten, 
daß dieser Personenkreis in großem Umfange nach 
der Pensionierung ein versicherungspflichtiges Be- 
schäftigungsverhältnis aufnehmen würde, um die 
Anrechnung der Ersatzzeiten auch in der Rentenver- 
sicherung zu erreichen. Im Extremfall könnte dann 
die Entrichtung eines einzigen Beitrages zusammen 
mit den Ersatzzeiten zur Erfüllung der Wartezeit 
für eine Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Er- 
werbsunfähigkeit führen. Hinzu kommt die Erwä- 
gung, daß es vielen Personen, die von einer solchen 
Gestaltungsmöglichkeit Gebrauch machen würden, 
wahrscheinlich nicht so sehr auf die Gegenleistung 
aus den entrichteten Beiträgen, sondern über die 
Rentensteigerung aus den Ersatzzeiten hinaus auf 
die von der Höhe der Beiträge unabhängigen Lei- 
stungen, insbesondere auf Kinderzuschüsse und auf 
die Leistungen der Krankenversicherung der Rent- 
ner ankommen würde. 

2.2.2.9. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß der Bun- 
desregierung weder aus den bei ihr eingehenden 
Einzeleingaben noch durch Stellungnahmen von 
Verbänden, die die besonderen Interessen der 
Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen vertreten, 
typische Sachverhalte bekannt sind, in denen auf 
Grund der geltenden Vorschriften die Anrechnung 
der Ersatzzeiten nicht möglich ist und in denen die 
Nichtanrechnung der Ersatzzeiten als besonderer, 
durch Kriegsteilnahme oder Kriegsgefangenschaft 
bedingter Nachteil in der Rentenversicherung zu 
werten wäre. 

2.2.3. Anrechnung der Ersatzzeiten auf die Warte- 
zeiten 

Nach § 1250 RVO, § 27 AVG und § 50 RKG rechnen 
die Ersatzzeiten ebenso wie die Beitragszeiten zu 
den Versicherungszeiten und werden daher wie Bei- 
tragszeiten auf die Wartezeiten angerechnet. Sofern 
die versicherungsmäßigen Voraussetzungen für die 
Anrechnung von Ersatzzeiten erfüllt sind, können 
sich damit hinsichtlich der Erfüllung der Wartezeiten 
bei Personen, die Kriegsdienst geleistet und sich in 
Kriegsgefangenschaft befunden haben, keine Nach- 
teile ergeben. 

2.2.4. Die rentensteigernde Wirkung der Anrechnung 
von Ersatzzeiten 

Bei Vorliegen der versicherungsmäßigen Vorausset- 
zungen für die Anrechnung der Ersatzzeiten werden 
die Zeiten des Militärdienstes und der Kriegsgefan- 
genschaft nicht nur zur Erfüllung der Wartezeiten 
angerechnet, vielmehr wirkt sich die Anrechnung 
dieser Zeiten — wie die Anrechnung von Beitrags- 
zeiten — auch rentensteigernd aus. 

2.2.4.1. 

Das ist vor allem eine Folge davon, daß die Ersatz- 
zeiten bei der Ermittlung der Anzahl der anrech- 
nungsfähigen Versicherungsjahre berücksichtigt wer- 
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den (§ 1258 Abs. 1 RVO, § 35 Abs. 1 AVG, § 56 
Abs. 1 RKG). Eine Höchstgrenze bei der Anrechnung 
von Ersatzzeiten gibt es — abgesehen von der Aus- 
nahmeregelung des Art. 2 § 9 a Abs. 2 ArVNG, Art. 2 
§ 9a Abs. 2 AnVNG (vgl, oben unter 2.2. 2.5.) — 
nicht. 

In welchem Umfang sich die Anrechnung von Ersatz- 
zeiten auf die Zahl der anrechnungsfähigen Ver- 
sicherungsjahre auswirkt, ist aus Tabelle 1 zu erse- 
hen. Daraus ergibt sich, daß bei der Berechnung der 
im Jahre 1972 festgestellten Versichertenrenten für 
Männer durchschnittlich 3,5 Jahre in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und 3,6 Jahre in der Renten- 
versicherung der Angestellten als Ersatzzeiten ange- 
rechnet worden sind; das entspricht einem Anteil an 
den im Durchschnitt angerechneten Versicherungs- 
jahren von 9,9 V. H. Diese Zahlen beziehen sich auf 
die Gesamtzahl aller zugegangenen Versicherten- 
renten für Männer, d. h. auch auf diejenigen, bei de- 
nen keine Ersatzzeiten zur Anrechnung gekommen 
sind. 

Der Anteil der Ersatzzeiten an der Gesamtzahl der 
anrechnungsfähigen Versicherungsjahre kann also in 
Fällen, in denen Ersatzzeitentatbestände, wie Militär- 
dienst und Kriegsgefangenschaft, tatsächlich vor- 
liegen, erheblich höher sein. Bei einem Versicherten, 
der 1938 zum Wehrdienst einberufen worden ist, bis 
1945 Kriegsdienst geleistet und sich anschließend 
bis 1948 in Kriegsgefangenschaft befunden hat, be- 
trägt der Anteil der Ersatzzeiten bei insgesamt 40 
Versicherungsjahren 25 v. H. 

2 . 2 . 4 . 2 , 

Von besonderer Bedeutung für die rentensteigernde 
Wirkung der Ersatzzeiten ist ihre Bewertung. 

Die vor 1965 zurückgelegten Ersatzzeiten werden 
grundsätzlich mit dem Durchschnitt bewertet, der 
sich aus allen bis zum 31. Dezember 1964 zurückge- 
legten Beitragszeiten ergibt, höchstens mit dem Wert 
16,66 für jeden Kalendermonat (§ 1255 a Nr. 1 Satz 1 
RVO, § 32 a Nr. 1 Satz 1 AVG), in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung höchstens mit dem Wert 
20,83 (§ 54 a Nr. 1 Satz 1 RKG). Sind bis zum 31. 
Dezember 1964 nicht mehr als 60 Monate mit Beiträ- 
gen belegt, so sind, wenn dies für den Versicherten 
günstiger ist, für die Bewertung der Ersatzzeiten Ta- 
bellenwerte zugrunde zu legen, die sich nach der 
Ausbildung des einzelnen Versicherten richten. 

Die nach 1964 liegenden Ersatzzeiten, die in dem 
vorliegenden Zusammenhang eine sehr geringe 
Rolle spielen dürften, werden mit dem Durchschnitt 
aus allen Zeiten bewertet, die bis zum Ende des Ka- 
lenderjahres vor der Ersatzzeit zurückgelegt sind, 
höchstens mit dem Wert 16,66 für jeden Kalender- 
monat. Läßt sich ein solcher Durchschnitt nicht bil- 
den, so sind der Bewertung dieser Ersatzzeiten fik- 
tive Bruttoarbeitsentgelte zugrunde zu legen 
(§ 1255 a Nr. 2 RVO, § 32 a Nr. 2 AVG, § 54 a Nr. 2 
RKG). 

2 . 2 . 4 . 3 . 

Diese vorstehend dargestellte Bewertung der Ersatz- 
zeiten unterscheidet sich grundlegend von der bis 


zum Jahre 1956 für die Ersatzzeiten maßgebenden 
Bewertung. 

Bis zum Inkrafttreten der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze des Jahres 1957 wurden in der 
Invalidenversicherung (Arbeiterrentenversicherung) 
für Zeiten der aktiven Dienstpflicht ab 1. Oktober 
1935 und der Reichsarbeitsdienstpflicht nach der 
Durchführungsverordnung zum Ausbaugesetz vom 
1. September 1938 (RGBl. I S. 1142) Steigerungsbe- 
träge nach den Sätzen der zweiten Beitragsklasse ge- 
währt. Nach derselben Verordnung wurde auch die 
Teilnahme am ersten Weltkrieg mit Steigerungsbe- 
trägen der zweiten Beitragsklasse in der Invaliden- 
versicherung abgegolten. In der Angestelltenver- 
sicherung richtete sich die Gewährung von Steige- 
rungsbeträgen für Kriegsdienstzeiten im ersten 
Weltkrieg grundsätzlich nach dem letzten Pflicht- 
beitrag vor dem 1. August 1914. 

Nach der „Verordnung über die Gewährung von 
Steigerungsbeträgen im jetzigen Kriege" vom 8. Ok- 
tober 1941 (RGBl. I S. 634) und § 7 Abs. 2 der Ver- 
ordnung zur Durchführung der sozialversicherungs- 
rechtlichen Vorschriften der Zweiten Lohnabzugs- 
verordnung vom 15. Juni 1942 (RGBl. I S. 403) wur- 
den für Kriegsdienstzeiten des zweiten Weltkrieges 
Steigerungsbeträge entsprechend dem letzten Bei- 
trag vor der Einberufung zur Wehrmacht, jedoch 
mindestens Steigerungsbeträge der zweiten Klasse 
zugrunde gelegt. Statt dessen war ein Beitrag zu- 
grunde zu legen, der dem Durchschnitt der in den 
letzten drei Monaten geleisteten Beiträge entspricht, 
wenn dies für den Versicherten günstiger war. Diese 
Steigerungsbeträge waren auch maßgebend für Zei- 
ten der Kriegsgefangenschaft, der Internierung und 
der anschließenden unverschuldeten Arbeitslosig- 
keit. 

Es liegt auf der Hand, daß diese bis zum Jahre 1956 
maßgebende Bewertung der Zeiten des Kriegsdien- 
stes und der Kriegsgefangenschaft zufällige Ergeb- 
nisse zeitigte. Sie benachteiligte außerdem vor allem 
die Versicherten, die in jungen Jahren zum Kriegs- 
dienst eingezogen worden sind und bei denen sich 
die Rentensteigerung aus den Ersatzzeiten nach den 
Beiträgen richtete, die für das regelmäßig geringe 
vor den Ersatzzeiten erzielte Arbeitsentgelt entrich- 
tet worden waren. 

Um solche Zufallsergebnisse und Benachteiligungen 
für bestimmte Gruppen von Versicherten zu vermei- 
den, hat der Gesetzgeber der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze des Jahres 1957 eine grund- 
sätzlich neue Regelung über die Bewertung der Er- 
satzzeiten geschaffen, nämlich die Bewertung der 
Ersatzzeiten mit dem Durchschnitt aus allen bis zum 
Versicherungsfall zurückgelegten Beitragszeiten. 
Diese Regelung ist durch das Rentenversicherungs- 
Änderungsgesetz des Jahres 1965 (sog. Härteno- 
velle) dahin gehend modifiziert worden, daß die 
Durchschnittsbildung auf die für Zeiten bis zum 
31. Dezember 1964 entrichteten Beiträge beschränkt 
wurde. Diese Änderung erfolgte vor allem, um zu 
vermeiden, daß eine weitere Entrichtung von nied- 
rigen freiwilligen Beiträgen nachteilige Auswirkun- 
gen auf die Bewertung der Ersatzzeiten haben 
könnte. Außerdem werden durch diese Änderung 
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Nachteile bei solchen Versicherten vermieden, die 
im höheren Lebensalter ein geringeres Arbeitsein- 
kommen haben als in jüngeren Jahren, z. B. wegen 
der Verrichtung von weniger Überstunden, wegen 
der Verrichtung von Zeitlohnarbeit statt Akkord- 
arbeit, wegen Umständen also, die insbesondere bei 
Arbeitern mit dem sog. Leistungsknick verbunden 
sein können. 

Die Begrenzung der Durchschnittsbildung auf die 
Beiträge, die für Zeiten bis zum 31, Dezember 1964 
entrichtet sind, war auch deshalb gerechtfertigt, weil 
die späteren Beitragszeiten zu den anrechenbaren 
Ersatzzeiten regelmäßig einen so großen Abstand 
haben, daß es nicht geboten ist, die für diese Zeiten 
entrichteten Beiträge bei der Bewertung der weit 
zurückliegenden Ersatzzeiten zu berücksichtigen. 

Soweit ersichtlich, wird von niemandem bestritten, 
daß die geltende Regelung über die Bewertung der 
Ersatzzeiten gegenüber der vor 1957 geltenden Re- 
gelung für die weitaus größte Zahl der ehemaligen 
Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen die günsti- 
geren Ergebnisse zeitigt. 

Über die mit der Anrechnung von Ersatzzeiten ver- 
bundene Rentensteigerung gibt Tabelle 2 Aufschluß. 
Bei Anrechnung einer Ersatzzeit von z. B. 10 Jahren 
würden sich danach bei einem im Jahre 1974 fest- 
gestellten Altersruhegeld — je nach der Höhe des 
vom Versicherten bis zum 31. Dezember 1964 im 
Durchschnitt erreichten Vomhundertsatzes der per- 
sönlichen Rentenbemessungsgrundlage (Bp.) — Be- 
träge in Höhe von 185,88 DM (bei einer Bp. 
100 V. H.), von 223,05 DM (bei einer Bp. 120 v. H.), 
von 260,23 DM (bei einer Bp. 140 v. H.) oder von 
334,58 DM (bei einer Bp. 180 v. H.) ergeben. 

2 . 2 . 4 . 4 , 

Die Bewertung der Ersatzzeiten stellt in der großen 
Mehrzahl aller Fälle sicher, daß die Kriegsteilneh- 
mer gegenüber den Nichtkriegsteilnehmern hinsicht- 
lich der Rentenhöhe nicht benachteiligt sind. Das 
folgt einmal aus theoretischen Überlegungen und 
wird zum anderen durch die Ergebnisse einer um- 
fangreichen statistischen Erhebung bestätigt. Die in 
den Tabellen 3 und 4 beispielhaft einander gegen- 
übergestellten Versicherungsverläufe jeweils eines 
Kriegsteilnehmers und eines Nichtkriegsteilnehmers 
machen die Auswirkungen der rentensteigernden 
Anrechnung von Ersatzzeiten deutlich. In beiden 
Tabellen kann — unterschieden nach Arbeitern und 
Angestellten — die Bewertung der Versicherungs- 
zeit (Beitragszeit bzw. Ersatzzeit) von zwei Ver- 
sicherten desselben Jahrgangs verglichen werden, 
die während der Zeiten ihrer Erwerbstätigkeit stets 
einen Bruttomonatsverdienst entsprechend dem 
Durchschnittseinkommen von Arbeitnehmern ihrer 
Altersgruppe erzielt haben. 

In der Tabelle 3 werden die — hypothetischen — 
Versicherungsverläufe von zwei Arbeitern bzw. 
Angestellten des Jahrgangs 1912 einander gegen- 
übergestellt. Bei dem Kriegsteilnehmer wird unter- 
stellt, daß — - nach einer zehnjährigen Erwerbstätig- 
keit — der Zeitraum von Anfang 1938 bis Ende 1948 
durchgehend mit Militärdienst und Kriegsgefangen- 
schaft ausgefüllt ist, während der Nichtkriegsteil- 


nehmer in dieser Zeit versicherungspflichtig be- 
schäftigt war. Für die Zeit von Anfang 1949 bis 
Ende 1964 wird für beide Versicherte eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung angenommen. 

Als Ergebnis ist zu Tabelle 3 festzustellen, daß sich 
aus der Gesamtbewertung der Versicherungszeit 
von 1928 bis 1964 weder für die Arbeiter noch für 
die Angestellten nennenswerte Unterschiede in der 
Rentenhöhe zwischen dem Kriegsteilnehmer und 
dem Nichtkriegsteilnehmer ergeben. 

Tabelle 4 enthält eine entsprechende Gegenüberstel- 
lung für Versicherte des Jahrgangs 1917, Hier wird 
unterstellt, daß der Kriegsteilnehmer im Alter von 
21 Jahren nach einer fünfjährigen versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung den Militärdienst angetre- 
ten hat und Ende 1948 aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassen wurde. Es sind ihm somit 11 Jahre als 
Ersatzzeit anzurechnen. Für den Nichtkriegsteilneh- 
mer wird wiederum eine durchgehende versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung zugrunde gelegt. 

Auch in diesem Modellbeispiel ergeben sich aus der 
Bewertung des Gesamtzeitraums 1933/1964 bei den 
Arbeitern keine nennenswerten Unterschiede in der 
Rentenhöhe. Bei den Angestellten ist eine Besser- 
stellung des Kriegsteilnehmers gegenüber dem 
Nichtkriegsteilnehmer festzustellen. Dieses Ergebnis 
erklärt sich daraus, daß bei dem hier gewählten 
Versicherungsverlauf das Gewicht der Ersatzzeiten, 
die mit den hohen Werten der Periode der Erwerbs- 
tätigkeit 1949/1964 zu bewerten sind, im Rahmen 
der Gesamtversicherungszeit relativ groß ist. Beim 
Nichtkriegsteilnehmer hingegen wird das tatsäch- 
lich erzielte Arbeitsentgelt, das in den Jahren 1938/ 
1948 auf Grund des niedrigeren Lebensalters des 
Versicherten — gemessen jeweils am Durchschnitts- 
entgelt aller Versicherten — • geringer war als in der 
Periode 1949/1964 der Rentenberechnung zugrunde 
gelegt. 

Diese aus den geltenden Vorschriften über die Be- 
wertung der Ersatzzeiten resultierende potentielle 
Begünstigung insbesondere derjenigen Kriegsteil- 
nehmer, die in verhältnismäßig jungen Jahren zum 
Kriegsdienst eingezogen worden sind und in der 
Nachkriegszeit ein relativ hohes Einkommen erzielt 
haben, dürfte jedoch tendenziell zum Teil dadurch 
ausgeglichen werden, daß die heimgekehrten 
Kriegsteilnehmer nicht in jedem Fall sofort eine Be- 
schäftigung gefunden haben, in der sie ein dem 
Durchschnitt ihrer Altersgruppe entsprechendes Ent- 
gelt erzielt haben, sondern sich vorübergehend mit 
einem im Vergleich zu Nichtkriegsteilnehmern ge- 
ringeren Entgelt begnügen mußten. 

2 . 2 . 4 . 5 . 

Die für die große Mehrzahl der Betroffenen günstige 
Wirkungsweise der geltenden Vorschriften über die 
Anrechnung und Bewertung der Ersatzzeiten wird 
auch durch die Ergebnisse einer umfangreichen sta- 
tistischen Erhebung bestätigt, die im Jahre 1970 auf 
Veranlassung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung von den Versicherungsträgern der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten durchgeführt worden ist. 
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Die Zielsetzung dieser Erhebung bestand in einer 
Untersuchung über die Entwicklung des Vomhun- 
dertsatzes der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage von 1938 bis Ende 1964 bei Nichtkriegs- 
teilnehmern und bei Kriegsteilnehmern, denen Zei- 
ten des militärischen oder militärähnlichen Dienstes, 
der Kriegsgefangenschaft und ggf. einer anschließen- 
den Krankheit oder unverschuldeten Arbeitslosig- 
keit *) angerechnet worden sind. Die Erhebung hat 
sich auf alle während eines bestimmten Zeitraumes 
zugegangenen Versichertenrenten von männlichen 
Empfängern erstreckt, die den Jahrgängen 1905 bis 
1924 angehören. Die Renten an Empfänger der Jahr- 
gänge 1925 und später sind nicht in die Erhebung 
einbezogen worden, weil von diesen Rentnern 
Ersatzzeiten in einem nennenswerten Umfange 
nicht zurückgelegt worden sind. Auch die Versicher- 
tenrenten von Empfängern der Jahrgänge 1904 und 
früher wurden bei der Erhebung nicht erfaßt, weil 
diese Rentner im Zeitpunkt der Erhebung das 65. Le- 
bensjahr bereits vollendet hatten. Sie haben regel- 
mäßig nur kurze Versicherungszeiten zurückgelegt, 
so daß die Wartezeit für das Altersruhegeld ent- 
weder überhaupt nicht oder erst nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres erfüllt war. Die Erhebung hat 
sich im übrigen nur auf Versichertenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen nach dem 31. Dezember 1965 er- 
streckt, weil nur bei diesen Renten die jetzt gelten- 
den Vorschriften über die Bewertung der Ersatz- 
zeiten anzuwenden sind. 

2,2A5.1. 

Gegen die Repräsentativität der Ergebnisse der 
Erhebung bestehen keine Bedenken. Wie aus Ta- 
belle 5 ersichtlich ist, wurden von der Erhebung ins- 
gesamt 74 676 Versichertenrenten erfaßt. In dieser 
Zahl sind 18 932 Renten enthalten, bei deren Berech- 
nung keine Ersatzzeiten der hier in Rede stehenden 
Art berücksichtigt worden sind. Der Anteil dieser 
Renten an der Zahl aller erfaßten Renten beträgt 
rd. 25 V. H. Bei 55 744 Renten sind Ersatzzeiten der 
genannten Art angerechnet; das sind rd. 75 v. H. 
aller erfaßten Renten. Von diesen Renten sind in 
7 073 Fällen (rd. 13 v. H.) Ersatzzeiten bis zu 12 Mo- 
naten, in 15 280 Fällen (rd. 27 v. H.) Ersatzzeiten 
von einer Dauer von 13 bis 48 Monaten und in 
33 391 Fällen (rd. 60 v. H.) Ersatzzeiten von einer 
Dauer von über 48 Monaten angerechnet worden. 
Die Tabelle 5 enthält außerdem eine Schichtung der 
erfaßten Renten nach dem Vomhundertsatz der 
persönlichen Rentenbemessungsgrundlage aus den 
bis zum 31. Dezember 1964 entrichteten Beiträgen. 

2.2.4.5.2. 

Aus Tabelle 6 ist ersichtlich, in welchem Umfange 
die Entwicklung des Vomhundertsatzes der persön- 
lichen Rentenbemessungsgrundlage bei Renten mit 
Ersatzzeiten gegenüber der Entwicklung bei Renten 
ohne Ersatzzeiten abweicht. Dabei sind die Werte 
für die Renten ohne Ersatzzeiten mit 100 angesetzt. 


*) Nur auf die Auswirkungen einer Anrechnung dieser 
Ersatzzeiten (§ 1251 Abs. 1 Nr, 1 RVO, § 28 Abs. 1 
Nr. 1 AVG, § 51 Abs. 1 Nr. 1 RKG) hat sich die Unter- 
suchung bezogen. Im folgenden sind diese Zeiten kurz 
als „Ersatzzeiten" bezeichnet. 


Der Vergleich zeigt, daß bei Versicherten mit einer 
persönlichen Rentenbemessungsgrundlage zwischen 
100 und 110 V. H. kein Unterschied zwischen Kriegs- 
teilnehmern und Nichtkriegsteilnehmern besteht. 
Wenn man allerdings bei den Versicherten mit Er- 
satzzeiten nach der Dauer der Ersatzzeiten differen- 
ziert, dann zeigt sich, daß sich bei Versicherten mit 
Ersatzzeiten von mittlerer und langer Dauer die per- 
sönliche Rentenbemessungsgrundlage um einen 
Punkt schwächer entwickelt hat als bei Nichtkriegs- 
teilnehmern. Kriegsteilnehmer mit einer persön- 
lichen Rentenbemessungsgrundlage zwischen HO 
und 120 V. H. weisen nach dem Ergebnis der Unter- 
suchung eine um einen Punkt günstigere Entwick- 
lung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage 
als die Nichtkriegsteilnehmer auf. Bei Kriegsteil- 
nehmern mit einer persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage von über 120 v. H. hat sich das Individual- 
entgelt etwas schwächer entwickelt als bei Nicht- 
kriegsteilnehmern. Die Differenz von einem Punkt 
bei Versicherten mit einer persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage zwischen 120 und 130 v. H. 
und von zwei Punkten bei Versicherten mit einer 
persönlichen Rentenbemessungsgrundlage zwischen 
130 und 140 v. H. ist allerdings gering. Das gilt 
grundsätzlich auch für Kriegsteilnehmer mit einer 
persönlichen Rentenbemessungsgrundlage von unter 
100 V. H. Nur bei einer persönlichen Bemessungs- 
grundlage von unter 60 v. H. und von über 140 v. H. 
sind die Abweichungen deutlicher. Auch in diesen 
Fällen dürfte die Auswirkung auf ein Altersruhe- 
geld nach einem erfüllten Arbeitsleben noch gering 
sein. 

Die Auswirkungen im Falle einer Abweichung der 
Entwicklung des Vomhundertsatzes der persön- 
lichen Rentenbemessungsgrundlage bei Kriegsteil- 
mern von der Entwicklung bei Nichtkriegsteilneh- 
mern ergeben sich aus Tabelle 6 in Spalte 7. Dort 
sind die monatlichen Altersruhegeldbeträge ange- 
geben, die einem Punkt und einem Jahr Ersatzzeit 
entsprechen, wenn der Berechnung der Mittelwert 
der jeweils angegebenen Stufe des Vomhundert- 
satzes der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage 
und die allgemeine Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1974 zugrunde gelegt werden. Für die Stufe 
der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage zwi- 
schen 120 und 130 v. H. sind für einen Punkt und 
für ein Jahr Ersatzzeiten 0,23 DM an monatlichem 
Altersruhegeld angegeben. Das bedeutet, daß z. B. 
bei einer Abweichung von einem Punkt und einer 
Ersatzzeit von fünf Jahren die absolute Differenz 
beim Altersruhegeld 5X0,23 DM, also 1,15 DM be- 
tragen kann. Dieser Betrag ist bei einem Altersruhe- 
geld nach 40 Versicherungsjahren von rd. 929, — ■ DM 
unbedeutend; er beträgt 0,12 v. H. der Rente. Die 
Auswirkungen bei anderen Annahmen lassen sich 
dadurch ermitteln, daß die in Spalte 7 für die ein- 
zelnen Stufen des Vomhundertsatzes der persön- 
lichen Rentenbemessungsgrundlage angegebenen 
Monatsbeträge an Altersruhegeld mit der Zahl der 
abweichenden Punkte und mit der Zahl der Jahre 
an Ersatzzeiten vervielfältigt werden. 

2.2.4.5.3. 

Aus den Tabellen 7 a und 7 b ergeben sich — ge- 
trennt nach Arbeiterrentenversicherung und Ange- 
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stelltenversicherung — die Abweichungen in der 
Entwicklung der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage, wenn nach Rentenarten unterschieden 
wird. Auch hier zeigt sich, daß die Ergebnisse für 
Kriegsteilnehmer und Nichtkriegsteilnehmer nur ge- 
ringfügig voneinander abweichen. Die Abweichun- 
gen bei Angestellten sind etwas geringer als bei Ar- 
beitern. Nur bei den Altersruhegeldern wegen Voll- 
endung des 65. Lebensjahres sind die Abweichungen 
bei Arbeitern geringer als bei Angestellten. 

2 . 2 . 4 . 5 . 4 . 

Die Ergebnisse dieser im Jahre 1970 durchgeführten 
statistischen Erhebung haben bis heute durch Zeit- 
ablauf an Ausagekraft nicht verloren. Jedenfalls 
könnte man nicht sagen, daß eine solche Erhebung, 
wenn sie im Jahre 1974 durchgeführt worden wäre, 
ungünstigere Ergebnisse für die Kriegsteilneh- 
mer gezeitigt hätte. Die nachstehende Überlegung 
führt eher zu einer entgegengesetzten Annahme: 

Seit dem Jahre 1970 hat sich die Zahl der Rentenbe- 
rechtigten vergrößert, die zu einer Zeit Soldat ge- 
worden sind, zu der sie am Anfang ihres Berufsle- 
bens standen und zu der ihr Arbeitsverdienst relativ 
niedrig war. Gleichaltrigen Versicherten, die keinen 
Kriegsdienst geleistet und sich nicht in Kriegsgefan- 
genschaft befunden haben, werden die Zeiten ihrer 
Beschäftigung nach ihren damals tatsächlich erzielten 
relativ niedrigen Arbeitsverdiensten angerechnet. 
Bei den ehemaligen Kriegsteilnehmern und Kriegs- 
gefangenen werden bei der Bewertung der Ersatz- 
zeiten die — regelmäßig höheren — Arbeitsver- 
dienste zugrunde gelegt, die nach der Rückkehr aus 
Krieg und Kriegsgefangenschaft bis Ende 1964 er- 
zielt worden sind. Die Auswirkungen sind in Ta- 
belle 4 beispielhaft an einem Kriegsteilnehmer und 
an einem Nichtkriegsteilnehmer des Jahrgangs 1917 
dargestellt. 

2 . 2 . 4 , 6 . 

Bei der Würdigung der vorstehend dargestellten 
Wirkungsweise der Vorschriften über die Anrech- 
nung und Bewertung der Ersatzzeiten muß berück- 
sichtigt werden, daß diese Darstellung sich auf den 
Durchschnitt aller Versicherten mit Ersatzzeiten be- 
zieht. Das gilt auch für die Ergebnisse der statisti- 
schen Erhebung. Daher können diese Ergebnisse 
nicht unreflektiert auf Einzelfälle übertragen wer- 
den. Vielmehr liegt es in der Natur der Sache, daß 
es Abweichungen sowohl nach oben, d. h. zum Bes- 
seren, als auch nach unten, d. h. zum Ungünstigen, 
geben wird. 

2 . 2 . 4 . 6 . 1 . 

Daß solche Abweichungen vom Durchschnitt nach 
oben, d. h. eine günstigere Bewertung der Ersatzzei- 
ten als beim Durchschnitt aller vergleichbaren Ver- 
sicherten mit Ersatzzeiten, nicht selten sein werden, 
ergibt sich aus den Ausführungen unter 2. 2. 4. 4. und 
insbesondere aus der Tabelle 4. 

2 . 2 . 4 . 6 . 2 . 

Ebenso wird es andererseits auch Fälle geben, in de- 
nen eine Abweichung vom Durchschnitt nach unten 


vorliegt, d. h. eine ungünstigere Bewertung der Er- 
satzzeiten als im Durchschnitt aller vergleichbaren 
Versicherten mit Ersatzzeiten. Derartige Fälle sind 
der Bundesregierung insbesondere vom Verband 
der Heimkehrer vorgelegt worden. Andere Ver- 
sicherte haben ihren Fall unmittelbar an die Bundes- 
regierung herangetragen. 

2 . 2 . 4 . 6 . 3 . 

Die Abweichung vom Durchschnitt aller vergleich- 
baren Versicherten ist in der Mehrzahl der Fälle al- 
lerdings nicht groß. Die Erfahrung zeigt, daß bei dem 
vorliegend gegebenen Sachverhalt bei einer Durdi- 
schnittsbildung aus einer großen Zahl von Einzel- 
fällen die Konzentration der Einzelfälle um so größer 
ist, je näher man beim Durchschnitt ist, und die 
Streuung und schließlich die Vereinzelung der Fälle 
um so stärker ist, je weiter man sich vom Durch- 
schnitt entfernt. Unter den der Bundesregierung be- 
kanntgewordenen Fällen mit einer nicht so günsti- 
gen Bewertung der Ersatzzeiten befinden sich aller- 
dings solche, in denen die — negative — Auswir- 
kung auf die Rentenhöhe nicht unerheblich ist. 

2 . 2 . 4 . 6 . 4 . 

Die Ursachen für derartige ungünstige Auswirkun- 
gen der Vorschriften über die Ersatzzeitenbewer- 
tung sind sehr differenziert. Eine wichtige Ursache 
besteht offenbar darin, daß nach dem Krieg im Ver- 
hältnis zur Vorkriegszeit ein — relativ — niedriges 
Arbeitsentgelt erzielt worden ist. Auch dafür gibt 
es wiederum unterschiedliche Gründe. Einmal gibt 
es ehemalige Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangene, 
die als Folge der mit Kriegs- und Nachkriegsereig- 
nissen zusammenhängenden Wanderungsbewegun- 
gen nach dem Krieg in einem ungünstiger struk- 
turierten Gebiet als vor dem Krieg beschäftigt gewe- 
sen sind. In weiten Gebieten hat sich die Wirtschafts- 
struktur und damit die Einkommenssituation auch 
dadurch verschlechtert, daß diese Gebiete durch die 
Teilung Deutschlands in eine Randlage geraten sind. 
Außerdem gibt es ehemalige Kriegsteilnehmer und 
Kriegsgefangene, die nach ihrer Rückkehr nicht in 
ihren alten Beruf zurückgefunden und eine niedriger 
entlohnte Beschäftigung aufgenommen haben. 

2 . 2 . 4 . 6 . 5 . 

Nicht in allen Fällen, in denen die Bewertung der 
Ersatzzeiten von dem Rentner subjektiv als ungün- 
stig empfunden wird, kann auch von einer objekti- 
ven Benachteiligung gesprochen werden, es sei denn, 
man ließe als Maßstab dafür, ob eine Benachteili- 
gung vorliegt, grundsätzlich einen Vergleich der Be- 
wertung der Ersatzzeiten mit der Bewertung der zu- 
letzt vor den Ersatzzeiten zurückgelegten Beitrags- 
zeiten gelten. Das erscheint jedoch bedenklich, weil 
die Einkommenssituation der Arbeitnehmer unmit- 
telbar vor dem 2. Weltkrieg wegen der seinerzeiti- 
gen Konjunkturlage, die durch Vollbeschäftigung 
und durch eine wegen der bestehenden Warenbe- 
wirtschaftung noch nicht sichtbar gewordene Inflation 
gekennzeichnet war, im Vergleich zu den vorher- 
gehenden Jahren der Arbeitslosigkeit und mit den 
Nachkriegs jahren im Durchschnitt besonders günstig 
war. Zwar erscheint es aus der Sicht der Betroffenen 
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verständlich, daß sie die Bewertung der Ersatzzeiten 
an den zuletzt entrichteten Beiträgen messen. Es ist 
jedoch fraglich, ob dieser Maßstab angelegt werden 
kann, da es zweifelhaft ist, daß die unmittelbar vor 
dem 2. Weltkrieg gegebene Konjunkturlage ange- 
dauert hätte. Unter diesem Aspekt ist es auch be- 
denklich, die von Nichtkriegsteilnehmern erzielten 
Arbeitsentgelte, soweit sie nur durch die Besonder- 
heiten der Kriegswirtschaft bestimmt waren, ohne 
weiteres als Vergleich heranzuziehen. 

2 . 2 . 4 . 6 . 6 . 

Eine Gruppe von Versicherten, bei der das subjek- 
tive Gefühl der Benachteiligung sehr verbreitet ist, 
verdient in diesem Zusammenhang eine besondere 
Erwähnung. Es handelt sich um Versicherte der An- 
gestelltenversicherung, die zuletzt vor den Ersatz- 
zeiten Beiträge entrichtet haben, die zu einer per- 
sönlichen Rentenbemessungsgrundlage von über 
200 V. H. führen können. Das liegt daran, daß der 
Unterschied zwischen den Arbeitsentgelten der An- 
gestellten und der Arbeiter seinerzeit größer war als 
heute und daß die relativ hohen Entgelte der Ange- 
stellten einem Durchschnittsentgelt aller Versicher- 
ten gegenübergestellt werden, dessen Höhe sehr 
stark durch die relativ niedrigen Arbeitsentgelte der 
anteilig größeren Gruppe der Arbeiter bestimmt 
war. Nach dem 2. Weltkrieg haben die Gehälter der 
anteilsmäßig gewachsenen Gruppe der Angestellten 
ein starkes Ansteigen der Durchschnittsentgelte aller 
Versicherten bewirkt. Außerdem sind durch die Neu- 
regelungsgesetze des Jahres 1957 die Möglichkeiten 
der Versicherung in der Angestelltenversicherung 
durch die Einführung einer Beitragsbemessungs- 
grenze, die auf das Doppelte der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage ausgerichtet war, eingeengt wor- 
den. Das hatte zur Folge, daß auch die Angestellten 
selbst mit Beiträgen für Entgelte in Höhe der jewei- 
ligen Beitragsbemessungsgrenze eine persönliche 
Bemessungsgrundlage von 200 v. H. nicht mehr er- 
reichen können. Dadurch ergibt sich aus allen Beiträ- 
gen bis zum 31. Dezember 1964 ein durchschnittlicher 
Wert, der jedenfalls ungünstiger sein kann als der 
Wert aus dem letzten Beitrag vor den Ersatzzeiten. 
Einen besonderen Nachteil vermag die Bundesregie- 
rung hierin allerdings nicht zu erblicken. Sie gibt in 
diesem Zusammenhang zu bedenken, daß die heuti- 
gen Beitragszahler in der Regel selbst mit höchsten 
Beiträgen keine so hohen Erträge aus ihren Beitrags- 
zeiten erzielen können, wie die hier angesprochenen 
Versicherten der Angestelltenversicherung aus ihren 
Ersatzzeiten gleichwohl noch erhalten; diese Bei- 
tragszahler sind es, die die Leistungen für die Ersatz- 
zeiten im wesentlichen finanzieren. 

2 . 2 . 4 , 7 . 

Eine abstrakte und praktikable Regelung zur Erfas- 
sung der Fälle, in denen eine objektiv ungünstige 
Bewertung der Ersatzzeiten erfolgt und in denen die 
dadurch bewirkte negative Auswirkung auf die Ren- 
tenhöhe von Gewicht ist, ist nicht erkennbar, es sei 
denn, man stellt nach dem Meistbegünstigungsprin- 
zip eine Reihe von Vergleichsberechnungen unter 
Zugrundelegung verschiedener Bewertungsregelun- 
gen an. Derartige Regelungen würden auch solche 


Fälle erfassen, in denen die Abweichung vom Durch- 
schnitt der vergleichbaren Versicherten nur gering 
ist. Andererseits würden wahrscheinlich einzelne 
Härtefälle offengelassen, und in Grenzbereichen 
würden neue Härtefälle geschaffen. Das zeigt, daß 
trotz erheblicher finanzieller Aufwendungen, die 
durch Regelungen der vorstehend skizzierten Art 
wahrscheinlich verursacht würden, eine alle befrie- 
digende Regelung nicht möglich ist. 

2 . 2 . 4 . 7 . 1 . 

Der Bundesregierung sind die Vorschläge, die zur 
Verbesserung der Bewertung der Ersatzzeiten für 
die Fälle gemacht werden, in denen die geltende 
Regelung ausnahmsweise nicht zu günstigen Ergeb- 
nissen führt, bekannt. 

2 . 2 . 4 . 7 . 2 . 

Der weitestgehende Vorschlag besteht darin, einen 
hypothetischen Versicherungsverlauf des Versicher- 
ten für die Ersatzzeiten nachzuzeichnen und die sich 
danach ergebenden — fiktiven — Arbeitsentgelte 
der Rentenberechnung zugrunde zu legen, wenn dies 
gegenüber der geltenden Regelung über die Bewer- 
tung der Ersatzzeiten günstiger ist. Eine solche Rege- 
lung würde die Verwaltung vor praktisch unlösbare 
Probleme stellen. Jedenfalls würde eine solche Rege- 
lung die Frage aufwerfen, ob der Versichertenge- 
meinschaft die Kosten dieses Verwaltungsaufwan- 
des zugemutet werden können. Die Problematik die- 
ses Vorschlags wird, wie Gespräche über diese Frage 
im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
gezeigt haben, von den Sachverständigen für Ren- 
tenangelegenheiten im Verband der Heimkehrer 
auch durchaus gesehen. Die Bundesregierung jeden- 
falls sieht sich nicht in der Lage, eine in diese Rich- 
tung gehende Rechtsänderung vorzuschlagen, und 
müßte, falls ein solcher Vorschlag von anderer Seite 
wiederholt würde, im Interesse der Durchführbarkeit 
widersprechen. 

2 . 2 . 4 . 7 . 3 . 

Dies gilt auch für den Vorschlag, die Bewertung der 
Ersatzzeiten mit Tabellenwerten, z. B. mit den Ta- 
bellenwerten des Fremdrentenrechts, vorzusehen, 
wenn dies für den Versicherten günstiger ist. Auch 
bei Verwirklichung dieses Vorschlages würden die 
Rentenversicherungsträger vor die Notwendigkeit 
gestellt, hinsichtlich weit zurückliegender Zeiten 
umfangreiche Feststellungen tatsächlicher Art zu 
treffen. Wie die Erfahrungen mit der Anwendung 
des Fremdrentengesetzes beweisen, ist die Einstu- 
fung in bestimmte Leistungsgruppen die Ursache 
vieler Meinungsverschiedenheiten zwischen den 
Versicherten und den Rentenversicherungsträgern. 
Die Zahl der aus solchen Meinungsverschiedenheiten 
resultierenden gerichtlichen Streitverfahren ist un- 
verhältnismäßig groß. 

Die aus der Sicht der Durchführbarkeit gegen den 
vorstehend dargestellten Vorschlag bestehenden Be- 
denken können auch nicht mit dem Hinweis darauf 
entkräftet werden, daß es eine entsprechende Rege- 
lung für die Bewertung der Ersatzzeiten bei den Ver- 
folgten im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes 
bereits gibt und sich für diesen Personenkreis be- 
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währt hat. Dieser Hinweis verkennt, daß die Zahl 
der Verfolgten im Verhältnis zur Zahl aller Ver- 
sicherten nur ganz unbedeutend ist, während die 
Versicherten mit Zeiten des Militärdienstes und der 
Kriegsgefangenschaft im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der Versicherten — jedenfalls bei den Männern — • 
weitaus in der Mehrzahl sind. 

2 . 2 . 4 . 7 . 4 . 

Ein anderer Vorschlag zielt darauf ab, für die Be- 
wertung der Ersatzzeiten bestimmte Mindestwerte 
vorzusehen. Als Mindestwerte werden z.B. — der auf 
die Verhältnisse des einzelnen Versicherten abstel- 
lende — Wert aus dem letzten Beitrag vor den Er- 
satzzeiten und der — generalisierende — Wert aus 
dem jeweiligen Durchschnittsentgelt aller Versicher- 
ten (100 V. H.) oder der bessere von beiden Werten 
vorgeschlagen. 

Gegen die Verwirklichung dieses Vorschlages spricht 
vor allem das Bedenken, daß dadurch auch Personen 
begünstigt würden, bei denen eine andere Bewer- 
tung der Ersatzzeiten als entsprechend der gelten- 
den Regelung sozialpolitisch nicht gerechtfertigt 
wäre. Es handelt sich hier um Personen, die nur 
niedrige freiwillige Beiträge entrichtet haben. Dazu 
zählen vor allem Selbständige und Beamte. Bei die- 
sen Personengruppen kann nicht ohne weiteres da- 
von ausgegangen werden, daß sie immer entspre- 
chend ihrem Erwerbseinkommen Beiträge zur Ren- 
tenversicherung gezahlt hätten, wenn sie nicht zum 
Militärdienst einberufen worden wären und sich 
nicht in Kriegsgefangenschaft befunden hätten. Bei 
den Beamten kommt hinzu, daß sie die Zeiten des 
Militärdienstes und der Kriegsgefangenschaft regel- 
mäßig in der Beamtenversorgung angerechnet er- 
halten. 

Der Vorschlag, eine Mindestbewertung der Ersatz- 
zeiten entsprechend dem jeweiligen Durchschnitts- 
entgelt aller Versicherten einzuführen, wird zuwei- 
len damit begründet, daß eine entsprechende Ren- 
tensteigerung sich auch aus den Wehrdienstzeiten 
in der Bundeswehr ergebe. Dieser Hinweis berück- 
sichtigt nicht die Tatsache, daß es sich bei der Re- 
gelung für die Wehrdienstzeiten in der Bundeswehr 
um eine Durchschnittsregelung für alle und nicht um 
eine Mindestregelung handelt. 

2 . 2 . 4 . 7 . 5 . 

Die vorstehend skizzierten Vorschläge zur Ände- 
rung der Bewertung der Ersatzzeiten müssen schließ- 
lich auch unter finanziellen Gesichtspunkten gewür- 
digt werden. Diese Vorschläge könnten nicht, wie 
dies zum Teil geschieht, auf Zeiten des Militärdien- 
stes, der Kriegsgefangenschaft und der Internierung 
beschränkt werden, sondern müßten auf alle Ersatz- 
zeiten erstreckt werden. Das wird deutlich, wenn 
man sich die vielfältigen Lebensschicksale z. B. der 
Vertriebenen, Flüchtlinge und der Personen im 
Sinne des Häftlingshilfegesetzes vor Augen führt. 
Bei einer Erstreckung der Änderungsvorschläge auf 
alle Ersatzzeiten wären die finanziellen Auswirkun- 
gen nicht unerheblich. Der Mehraufwand würde 
nicht konzentriert den — • wenigen — • Versicherten 
zugute kommen, die durch die geltenden Ersatzzeiten- 


bewertung im Vergleich zum Durchschnitt aller Ver- 
sicherten mit Ersatzzeiten einen fühlbaren Nachteil 
erleiden; vielmehr würde auch ein hoher finanzieller 
Aufwand dadurch entstehen, daß in verhältnismäßig 
vielen Fällen die vorgeschlagene neue Bewertung 
der Ersatzzeiten nur zu Verbesserungen führen 
würde, die im Verhältnis zur Gesamthöhe der Ren- 
ten als gänzlich unbedeutend anzusehen wären. Das 
macht das Zahlenbeispiel unter 2. 2. 4. 5. 2. deutlich. 

Die Bundesregierung ist im Hinblick auf die für die 
gegenwärtig und künftig arbeitenden Generationen 
durch Nationalsozialismus, Kriegs- und Kriegsfol- 
genereignisse ohnehin schon bestehende Belastung 
der Auffassung, daß Regelungen zur Beseitigung 
auch geringfügiger Nachteile ausschließlich zu La- 
sten der Beitragszahler oder Steuerzahler nicht in 
Betracht gezogen werden sollten. Sie weiß, daß sie 
damit von vielen Mitbürgern Einsichten verlangt, 
die ihnen bei einem Vergleich ihres Schicksals mit 
dem anderer nicht immer leicht fallen werden. Diese 
Erwägung kommt auch in dem Bericht zum Abschluß 
der Wiedergutmachungs- und Kriegsfolgenschluß- 
gesetzgebung zum Ausdruck, den namens der Bun- 
desregierung die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen dem Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages am 12. März 1974 vorgelegt haben. 

2 . 2 . 4 , 8 . 

Nach Auffassung der Bundesregierung kommt zur 
Beseitigung von Nachteilen, die aus der Bewertung 
von Ersatzzeiten entstehen können, eine Regelung 
in Betracht, die an den individuellen Fall anknüpft 
und es der Initiative des einzelnen überläßt, ob er 
etwaige Nachteile beseitigen bzw. das Eintreten 
solcher Nachteile verhindern will. Die Bundesregie- 
rung würde in diesem Zusammenhang eine Gesetzes- 
änderung für erwägenswert halten, durch die mit 
Wirkung für künftige Versicherungsfälle nachträg- 
lich eine Aufstockung von Beiträgen ermöglicht 
würde, die für Zeiten ab 1956 entrichtet sind. Da- 
durch würde es dem einzelnen Versicherten selbst in 
die Hand gegeben, die Bewertung der Ersatzzeiten 
zu verbessern, Angesichts des — im Vergleich zu 
einer laufenden Beitragszahlung — günstigen Ertra- 
ges aus den nachentrichteten Beiträgen ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß die Einräumung 
einer solchen Möglichkeit zur Aufstockung von Bei- 
trägen eine außerordentliche Vergünstigung dar- 
stellen würde, auch wenn der Beitragsaufwand von 
dem einzelnen grundsätzlich aus eigenen Mitteln 
zu bestreiten wäre. Eine solche Regelung würde 
über die bekannten Vorschläge zur Beseitigung von 
Nachteilen aus Militärdienstzeiten und Zeiten der 
Kriegsgefangenschaft insoweit hinausgehen, als da- 
durch auch solche Nachteile in der Rentenversiche- 
rung beseitigt oder jedenfalls gemindert werden 
könnten, die insbesondere daraus resultieren, daß 
der Versicherte nach Rückkehr aus Krieg und 
Kriegsgefangenschaft in seinen alten Beruf nicht 
oder nicht sofort zurückgefunden hat. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß es Fälle 
geben wird, in denen die Aufbringung der Mittel zur 
Aufstockung der Beiträge dem einzelnen Versicher- 
ten nicht leichtfallen und auch nicht zumutbar sein 
wird. Es bleibt zu prüfen, ob die Heimkehrerstiftung 
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— ggf. nach Schaffung der rechtlichen Voraussetzun- 
gen — den geeigneten Rahmen bieten kann, um in 
solchen Fällen Unterstützungen zu gewähren. 

2.2.5. Auswirkungen von Ersatzzeiten bei der An- 
rechnung von Ausfali- und Zurechnungszeiten 

2.2.5.1. Ausfaiizeiten 

Ausfallzeiten — das sind vor allem Zeiten der 
Krankheit, des Mutterschutzes und der Arbeitslosig- 
keit sowie bestimmte Zeiten der Ausbildung — wer- 
den in der Rentenversicherung bei der Rentenbe- 
rechnung grundsätzlich nur dann angerechnet, wenn 
die sog. Halbbelegung vorhanden ist. Das bedeutet, 
daß die Zeit vom Eintritt in die Versicherung bis 
zum Versicherungsfall wenigstens zur Hälfte, nicht 
jedoch unter 60 Monaten mit Pflichtbeiträgen belegt 
sein muß (§ 1259 Abs. 3 RVO, § 36 Abs. 3 AVG, 
§ 56 Abs. 2 RKG). Freiwillige Beiträge von Ange- 
stellten stehen unter den in Art. 2 § 54 a AnVNG 
bestimmten Voraussetzungen den Pflichtbeiträgen 
gleich (vgl. hierzu oben unter 2. 2.2.3.). Bei der Er- 
mittlung der Anzahl der Kalendermonate vom Ein- 
tritt in die Versicherung bis zum Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles bleiben u. a. die auf die Zeit nachj 
Eintritt in die Versicherung entfallenden Ersatz- 
zeiten unberücksichtigt. Diese Regelung führt dazu, 
daß der Gesamtzeitraum, der wenigstens zur Hälfte 
mit Pflichtbeiträgen oder gleichgestellten freiwilli- 
gen Beiträgen belegt sein muß, sich um die Ersatz- 
zeiten verringert. Allerdings haben die Ersatzzeiten 
bei Prüfung der Voraussetzungen für die Anrech- 
nung der Ausfallzeiten nicht dieselbe Wirkung wie 
Pflichtbeitragszeiten, die sie ihrer Funktion entspre- 
chend im Regelfall ersetzen sollen. Es ist demnach 
nicht ausgeschlossen, daß ein Versicherter, der 
Kriegsdienst geleistet und sich in Kriegsgefangen- 
schaft befunden hat, gerade aus diesem Grunde die 
Voraussetzungen für die Anrechnung der Ausfall- 
zeiten nicht erfüllt. Je nach dem Umfang der nachge- 
wiesenen Ausfallzeiten kann sich das auf die Höhe 
der Rente nicht unerheblich auswirken; die Nicht- 
anrechnung der Ausfallzeiten kann sich als Nachteil 
aus Zeiten des Kriegsdienstes und der Kriegsgefan- 
genschaft erweisen. In welchem Umfange Fälle die- 
ser Art Vorkommen, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Nach dem Ergebnis von Stichprobenerhe- 
bungen, die allerdings nicht als repräsentativ be- 
zeichnet werden können, dürfte die Zahl derartiger 
Fälle nicht groß sein. Andererseits kann die Aus- 
wirkung im Einzelfall erheblich sein. 

2.2.5.1.1. 

Das Eintreten von Nachteilen dieser Art ließe sich 
bei künftigen Versicherungsfällen durch eine Rege- 
lung vermeiden, wonach bei Prüfung der sog. Halb- 
belegung als Voraussetzung für die Anrechnung von 
Ausfallzeiten die anrechenbaren Ersatzzeiten den 
Beiträgen für eine rentenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit gleichgestellt sein wür- 
den. 

2.2.5.2. Zurechnungszeit 

Auch für die Anrechnung der Zurechnungszeit, der 
Zeit also, die zwischen dem Eintritt des Versiche- 


rungsfalles und der Vollendung des 55. Lebensjahres 
liegt, kann es auf das Vorhandensein der sog. Halb- 
belegung ankommen. Hier gilt daher im wesent- 
lichen das zur Anrechnung von Ausfallzeiten Ge- 
sagte entsprechend. Allerdings wird die Zurech- 
nungszeit — außer bei Erfüllung der Halbbele- 
gung — immer auch dann angerechnet, wenn von 
den letzten 60 Kalendermonaten vor Eintritt des 
Versicherungsfalles mindestens 36 Kalendermonate 
mit Pflichtbeiträgen oder gleichgestellten freiwilli- 
gen Beiträgen belegt sind (§ 1260 Abs. 1 RVO, § 37 
Abs. 1 AVG, § 58 Abs. 1 RKG). Angesichts dieser 
Alternativvoraussetzung dürften die Fälle, in denen 
wegen Zeiten des militärischen oder militärähnlichen 
Dienstes oder der Kriegsgefangenschaft eine Zurech- 
nungszeit nicht anrechenbar ist, nicht zahlreich sein. 
Ausschließen lassen sich solche Fälle aber nicht. 
Wegen der Bedeutung, die die Anrechnung der Zu- 
rechnungszeit für die Rentenhöhe im Einzelfall ha- 
ben kann, ist auch hier festzustellen, daß ein Nach- 
teil in der Rentenversicherung aus Zeiten des militä- 
rischen oder militärähnlichen Dienstes oder der 
Kriegsgefangenschaft möglich ist. 

2.2.5.2.1. 

Das Eintreten von Nachteilen dieser Art ließe sich 
bei künftigen Versicherungsfällen durch eine Rege- 
lung vermeiden, wonach bei Prüfung der sog. Halb- 
belegung als Voraussetzung für die Anrechnung der 
Zurechnungszeit die anrechenbaren Ersatzzeiten den 
Beiträgen für eine rentenversicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit gleichgestellt sein wür- 
den. 

2.2.6. Auswirkungen der Ersatzzeiten bei anderen 
Vorschriften über die Rentenberechnung 

2.2.6.1. Bei der Bewertung der Pfiichtbeiträge in den 
ersten fünf Kaienderjahren seit Eintritt in die 
Versicherung 

Mit Pflichtbeiträgen belegte Kalendermonate der 
ersten fünf Kalenderjahre seit dem Eintritt in die 
Versicherung bleiben, wenn dies für den Versicher- 
ten günstiger ist, bei der Ermittlung der für den Ver- 
sicherten maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage 
außer Betracht, wenn diese ersten fünf Kalender- 
jahre vor dem 1. Januar 1964 enden (§ 1255 Abs. 4 
RVO, § 32 Abs. 4 AVG); dies ist bei den Personen, 
die Ersatzzeiten zurückgelegt haben, regelmäßig der 
Fall. Die ersten fünf Kalenderjahre gehen dann mit 
dem Durchschnitt aus allen für Zeiten bis zum 
31, Dezember 1964 entrichteten Beiträgen in die Ren- 
tenberechnung ein (§ 1255 a Nr. 1 RVO, § 32 a 
Abs. 1 AVG). Der Grundgedanke dieser Regelung 
besteht darin, es zu vermeiden, daß die während 
einer Ausbildung oder während einer Zeit der Be- 
rufsfindung erzielten regelmäßig niedrigen Arbeits- 
entgelte die Höhe der persönlichen Bemessungs- 
grundlage und damit die Höhe der Rente nachteilig 
beeinflussen. 

Diese Vergünstigung bei der Bewertung der Pflicht- 
beiträge in den ersten fünf Kalenderjahren seit Ein- 
tritt in die Versicherung ist auf eben diese fünf 
Kalenderjahre beschränkt, unabhängig davon, ob 
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die Ausbildung in dieser Zeit tatsächlich abgeschlos- 
sen worden ist Das kann sich im Einzelfall nach- 
teilig auswirken, wenn die Ausbildung durch Um- 
stände unterbrochen worden ist, die der Versicherte 
nicht zu vertreten hat. Als solche Umstände kommen 
insbesondere Zeiten des Militärdienstes und der 
Kriegsgefangenschaft in Betracht, Bei einem Ver- 
sicherten, der z. B. vor Abschluß einer Lehre zum 
Kriegsdienst einberufen worden ist und die Lehre 
nach der Entlassung aus dem Kriegsdienst oder aus 
der Kriegsgefangenschaft abgeschlossen hat, fällt der 
Abschluß der Lehre regelmäßig nicht mehr in die 
ersten fünf Kalenderjahre seit Eintritt in die Ver- 
sicherung. Die in der restlichen Lehrzeit enthaltenen 
Lehrlingsvergütungen gehen dann in die persön- 
liche Rentenbemessungsgrundlage ein und können 
sie mindern. 

Die Zahl der Fälle, in denen aus Zeiten des Militär- 
dienstes und der Kriegsgefangenschaft auf Grund 
dieser Regelung Nachteile in der Rentenversiche- 
rung eintreten können, ist nicht bekannt; sie dürfte 
nicht groß sein. 

2 . 2 . 6 . 1 . 1 . 

Nachteile dieser Art ließen sich bei künftigen Ver- 
sicherungsfällen durch eine Regelung vermeiden, 
wonach bei der Bestimmung der ersten fünf Kalen- 
derjahre seit Eintritt in die Versicherung Ersatz- 
zeiten unberücksichtigt bleiben. 

2.2.6.2. Bei der Berechnung der pauschalen Ausfall- 
zeit 

Für die Zeit vor dem 1. Januar 1957 ist bei der 
Berechnung der Rente eine sog. pauschale Ausfall- 
zeit anzurechnen, wenn der Versicherte keine län- 
geren Ausfallzeiten nachweist oder diese wegen der 
Nichterfüllung der versicherungsmäßigen Vorausset- 
zungen nicht anrechenbar sind (Art 2 § 14 ArVNG, 
Art. 2 § 14 AnVNG, Art. 2 § 9 Abs. 2 KnVNG). 
Für die Berechnung dieser pauschalen Ausfallzeit ist 
u. a. von Bedeutung, für welchen Monat der letzte 
Pflichtbeitrag vor dem 1. Januar 1957 entrichtet wor- 
den ist. Durch diesen Zeitpunkt wird der Gesamt- 
zeitraum, der bei der Berechnung der pauschalen 
Ausfallzeit zugrunde zu legen ist, begrenzt. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß es Personen gibt, 
die in der Zeit vor dem 1. Januar 1957 durch Kriegs- 
dienst und Kriegsgefangenschaft an der Entrichtung 
von Pflichtbeiträgen gehindert worden sind, so daß 
der letzte Pflichtbeitrag weit vor 1957 liegt. Das hat 
zur Folge, daß wegen des kleineren Gesamtzeitrau- 
mes die anrechenbare pauschale Ausfallzeit entspre- 
chend geringer sein kann. Die Auswirkung der An- 
rechnung einer geringeren pauschalen Ausfallzeit 
auf die Rentenhöhe hängt von den Verhältnissen im 
Einzelfall ab. 

2 . 2 . 6 . 2 . 1 . 

Nachteile dieser Art ließen sich für künftige Ver- 
sicherungsfälle durch eine Regelung vermeiden, wo- 
nach bei Ermittlung der pauschalen Ausfallzeit die 
im Anschluß an den letzten Pflichtbeitrag bis zum 
31. Dezember 1956 zurückgelegten Ersatzzeiten der 


Gesamtheit und der Versicherungszeit hinzugerech- 
net würden. 

2.2.6.3. Bei Anwendung der Vorschriften über die 
Rente nach Mindesteinkommen 

Für die Anwendung der durch das Rentenreform- 
gesetz des Jahres 1972 eingeführten Vorschriften 
über die Rente nach Mindesteinkommen ist grund- 
sätzlich, d. h. mit Ausnahme der Bezieher von sog. 
Umstellungsrenten, erforderlich, daß der Versicherte 
25 anrechnungsfähige Versicherungsjahre ohne Zei- 
ten der freiwilligen Versicherung und ohne Ausfall- 
zeiten zurückgelegt hat (Art. 2 § 55 a Abs. 1 ArVNG, 
Art. 2 § 54 b Abs. 1 AnVNG, Art. 2 § 10 a Abs. 1 
KnVNG). Das bedeutet, daß die Ersatzzeiten bei 
Prüfung der Voraussetzungen für die Rente nach 
Mindesteinkommen den Pflichtbeiträgen insoweit 
gleichgestellt sind. 

Bei der weiteren Prüfung, ob auf Grund der Vor- 
schriften über die Rente nach Mindesteinkommen 
eine Erhöhung der Rente zu erfolgen hat, ist der 
Durchschnittswert aus allen Pflichtbeiträgen vor dem 
1. Januar 1973 zu bilden. Ist dieser Wert niedriger 
als der Wert 6,25, so ist der Wert für alle mit 
Pflichtbeiträgen belegten Monate vor dem 1. Januar 
1973 auf diesen Wert anzuheben. Ersatzzeiten sind 
von der Einbeziehung in die Durchschnittsbildung 
und von der evtl. Anhebung ausdrücklich ausge- 
nommen. Der Grund hierfür besteht darin, daß die 
Bewertung der Ersatzzeiten nicht nur durch Pflicht- 
beiträge, sondern auch durch freiwillige Beiträge be- 
stimmt wird und daß nach der Motivation, die der 
Rente nach Mindesteinkommen zugrunde liegt, diese 
Regelung auf die freiwilligen Beiträge keinen, und 
zwar auch keinen indirekten Einfluß haben soll. 
Außerdem waren für die Ausklammerung der Er- 
satzzeiten — wie übrigens auch der Ausfallzeiten — 
von einer Anhebung auf Grund der Vorschriften 
über die Rente nach Mindesteinkommen auch finan- 
zielle Erwägungen maßgebend. 

Es sind Fälle denkbar, in denen der Versicherte 
lange Ersatzzeiten zurückgelegt und in der übrigen 
Zeit nur Pflichtbeiträge entrichtet hat, die bis zum 
31. Dezember 1972 einen Durchschnitt von weniger 
als 6,25 erbringen. Bei einem solchen Versicherten 
werden alle mit Pflichtbeiträgen belegten Monate 
mit dem Wert 6,25 in die Rentenberechnung ein- 
gehen, während es hinsichtlich der Bewertung der 
Ersatzzeiten bei dem niedrigeren Wert verbleibt. 
Die Auswirkung auf die Rentenhöhe hängt von den 
Umständen des Einzelfalles ab. 

2.2.6.3.1. 

Diese Nachteile könnten für künftige Versicherungs- 
fälle durch eine Regelung vermieden werden, wo- 
nach die Ersatzzeiten in die Durchschnittsbildung 
aus den Pflichtbeitragszeiten vor 1973 einbezogen 
und ggf. wie die Pflichtbeitragszeiten angehoben 
würden. Dabei dürfen präjudizielle Auswirkungen 
auf die Ausfallzeiten allerdings nicht übersehen 
werden. 

2.3. Bei der Gewährung des Altersruhegeldes 

Bei der Gewährung von Altersruhegeld sind die ehe- 
maligen Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen 
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den übrigen Versicherten gleichgestellt. Bei Prüfung 
der erforderlichen Wartezeiten werden die Zeiten 
des Militärdienstes und der Kriegsgefangenschaft, 
sofern sie als Ersatzzeiten angerechnet werden, wie 
Beitragszeiten berücksichtigt. 

2 . 3 . 1 . 

Eben diese Gleichbehandlung wird von den ehemali- 
gen Kriegsteilnehmern und Kriegsgefangenen, ins- 
besondere von den Spätheimkehrern, als Benachtei- 
ligung empfunden. Sie machen geltend, daß sie 
durch die Jahre der Kriegsgefangenschaft regelmä- 
ßig nachhaltig in ihrer Gesundheit geschädigt wor- 
den seien, was eine vorzeitige Minderung der Er- 
werbsfähigkeit und eine frühzeitige Alterung zur 
Folge habe. Daher sei es gerechtfertigt, ihnen als 
Ausgleich für die mit normalen und geordneten Le- 
bens- und Arbeitsjahren nicht zu vergleichende Zeit 
der Kriegsgefangenschaft und wegen der dadurch 
bedingten Beeinträchtigungen des Lebensinhaltes 
früher als anderen Versicherten das Altersruhegeld 
zu gewähren. Ihre Forderung wird zusätzlich damit 
begründet, daß bei Spätheimkehrern die Lebenser- 
wartung ungünstiger sei als bei anderen Versicher- 
ten, 

2 . 3 . 2 . 

Die Forderung der Spätheimkehrer ist der Bundes- 
regierung und dem Gesetzgeber seit langem be- 
kannt. Sie hat durch die Einführung der flexiblen Al- 
tersgrenze durch das Rentenreformgesetz erheblich 
an Gewicht verloren. Auf Grund dieser Regelung 
haben seit dem 1. Januar 1973 alle Versicherten, die 
mindestens 35 anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre zurückgelegt haben, die Möglichkeit, schon 
von der Vollendung des 63. Lebensjahres an das Al- 
tersruhegeld zu beziehen, Schwerbehinderte sowie 
Berufsunfähige und Erwerbsunfähige können unter 
der genannten versicherungsmäßigen Voraussetzung 
das Altersruhegeld schon von der Vollendung des 
62. Lebensjahres an beantragen. Damit kann jeder 
ehemalige Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangene, 
der von den Folgen der Kriegsteilnahme und der Ge- 
fangenschaft so betroffen ist, daß er schwerbehin- 
dert, berufsunfähig oder erwerbsunfähig ist, unter 
den im Gesetz bestimmten Voraussetzungen drei 
Jahre früher als vor Inkrafttreten des Rentenreform- 
gesetzes das Altersruhegeld beantragen. 


2 . 3 . 3 . 

Bei den Vorarbeiten zum Rentenreformgesetz und 
bei der parlamentarischen Beratung über die Einfüh- 
rung der flexiblen Altersgrenze ist die Frage einer 
besonderen Altersgrenze für bestimmte Personen- 
gruppen eingehend erörtert worden. In diesem Zu- 
sammenhang hat der Bundesregierung und dem zu- 
ständigen Ausschuß des Deutschen Bundestages 
auch der Personenkreis der Spätheimkehrer vor Au- 
gen gestanden. Als Ergebnis dieser Beratungen wurde 
festgestellt, daß eine auf bestimmte Gruppen abge- 
stellte Regelung sehr schwierige Abgrenzungspro- 
bleme geschaffen und wahrscheinlich bei anderen, 
nicht berücksichtigten Gruppen die Forderung nach 
Gleichbehandlung hervorgerufen hätte. Denn was in 
diesem Zusammenhang den Spätheimkehrern zuge- 
billigt worden wäre, hätte man wahrscheinlich den 
Verfolgten des Nationalsozialismus, den Vertriebe- 
nen und Flüchtlingen, um nur einige Gruppen zu 
nennen, nicht verweigern können. 

Daher hat der Gesetzgeber sich für eine allgemeine 
Regelung zugunsten der Personen entschieden, die 
objektiv in ihrer Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt, 
d. h. schwerbehindert, berufsunfähig oder erwerbs- 
unfähig sind. Diese Lösung vermeidet jedenfalls das 
Ergebnis, daß ein Schwerbehinderter, Berufsunfähi- 
ger oder Erwerbsunfähiger das Altersruhegeld noch 
nicht verlangen könnte, während dies einem gleich- 
altrigen anderen Versicherten möglich wäre, nur 
weil er einem bestimmten Personenkreis angehört, 
z. B. den Spätheimkehrern oder den Verfolgten, ob- 
wohl bei ihm eine objektive Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit in dem genannten Sinne nicht vor- 
zuliegen braucht. Dieses Ergebnis würde sicherlich 
nicht auf Verständnis stoßen. 

2 . 3 . 4 . 

Die Bundesregierung hat wiederholt zum Ausdruck 
gebracht, daß sie die im Rentenreformgesetz getrof- 
fenen Regelungen über die flexible Altersgrenze als 
einen ersten, wichtigen Schritt ansieht, dem weitere 
Schritte folgen sollen. Ehe weitere Schritte in dieser 
Richtung getan werden können, müssen zunächst die 
Auswirkungen der geltenden Regelungen in sozial- 
politischer, aber auch in finanzieller Hinsicht sorg- 
fältig beobachtet werden. Jeder weitere Schritt in 
Richtung auf eine Weiterentwicklung der flexiblen 
Altersgrenze wird auch den ehemaligen Kriegsteil- 
nehmern und Kriegsgefangenen zugute kommen. 
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Tabelle 1 


Der Anteil der Ersatzzeiten an der durchschnittlichen Versicherungs- 
zeit bei den zugegangenen Versichertenrenten für Männer in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten, 1961 bis 1972 


Renten- 

zugangs- 

jahr 

Versicherungsjahre 

Davon Ersatzzeiten 

ArV 

AnV 

ArV 

AnV 

1 

Jahre | 

V. H. 

Jahre | 

V. H. 

1 

2 

3 

4 1 

5 

6 1 

7 

1972 

35,5 

36,4 

3,5 

9,9 

3,6 

9,9 

1971 

35,0 

36,2 

3,4 

9,7 

3,5 

9,7 

1970 

35,1 

36,3 

3,2 

9,1 

3,3 

9,1 

1969 

35,2 

36,6 

3,0 

8,5 

3,1 

8,5 

1968 

35,3 

36,4 

2,8 

7,9 

2,8 

7,7 

1967 

35,4 

36,4 

2,7 

7,6 

2,4 

6,6 

1966 

34,6 

36,1 

2,7 

7,8 

2,4 

6,6 

1965 

32,9 

35,4 

2,7 

8,2 

2,6 

7,3 

1964 

33,6 

35,5 

2,9 

8,6 

3,0 

8,5 

1963 

33,7 

35,6 

3,0 

8,9 

3,2 

9,0 

1962 

33,4 

35,5 

3,1 

9,3 

3,5 

9,9 

1961 

34,2 

35,7 

3,2 

9,4 

3,6 

10,1 


Quelle: Statistik der deutsdien Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten, Bd. 19, 25, 31, 39; herausgegeben vom Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, Frankfurt/Main 
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Tabelle 2 


Monatliche Erhöhungsbeträge beim Altersruhegeld im Jahre 1974 für 
Zeiten des militärischen oder militärähnlichen Dienstes und der 
Kriegsgefangenschaft (Ersatzzeiten) nach unterschiedlich hohen Vom- 
hundertsätzen der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage aus den 
Beitragszeiten bis zum 31, Dezember 1964 


Ersatzzeiten 

(Jahre) 

Erhöhungsbetrag in DM/Monat 
bei einer persönlichen Rentenbemessungsgrundlage von 

100 V. H. 1 

120 v.H. 1 

140 V. H. 1 

180 V. H. 

1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 

1 

18,59 

22,31 

26,02 

33,46 

2 

37,18 

44,61 

52,05 

66,92 

3 

55,76 

66,92 

78,07 

100,37 

4 

74,35 

89,22 

104,09 

133,83 

5 

92,94 

111,53 

130,11 

167,29 

6 

111,53 

133,83 

156,14 

200,75 

7 

130,11 

156,14 

182,16 

234,20 

8 

148,70 

178,44 

208,18 

267,66 

9 

167,29 

200,75 

234,20 

301,12 

10 

185,88 

223,05 

260,23 

334,58 

11 

i 

204,46 

245,36 

286,25 

368,03 

12 1 

j 

223,05 

267,66 

312,27 

401,49 

13 

241,64 

289,97 

338,29 

434,95 

14. 

260,23 

312,27 

364,32 

468,41 

15 

278,81 

334,58 

390,34 

501,86 
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Tabelle 3 


Bewertung der Versidierungszeiten und die darauf entfallenden Altersruhegeld- 
beträge bei Kriegsteilnehmern und Nichtkriegsteilnehmern des Jahrganges 1912, 
wenn für die Beschäftigungszeiten Entgelte in Höhe des Durchschnittsverdienstes 
der männlichen Arbeiter bzw. Angestellten der jeweiligen Altersgruppe 

zugrunde gelegt werden 




Versicherungsverlauf 

Vomhundertsatz der persönlichen 
Rentenbemessungsgrundlage 

Zeitraum 

Lebensalter 
(von/bis . . . 
Lebensjahr) 

Kriegs- 

teilnehmer 

Nicht-Kriegs- 

teilnehmer 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Nicht- 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Nicht- 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 





Arbeiter 

Angestellte 

1928 bis 32 

16 bis 20 

Beschäftigung 
= Beitragszeit 

durchgehend 

116 

117 

156 

154 

1933 bis 37 

21 bis 25 

Beschäftigung 
= Beitragszeit 

Beschäftigung 

114 

114 

124 

124 

1938 bis 44 

26 bis 32 

Wehr- und Kriegs- 
dienst 

= Ersatzzeit 


116 

116 

156 

142 

1945 bis 48 

33 bis 36 

Kriegsgefangenen- 
zeit = Ersatzzeit 

Beitragszeit 

116 

119 

156 

166 

1949 bis 64 

37 bis 52 

Beschäftigung 
= Beitragszeit 


117 

117 

166 

166 

Durchschnittlicher Vomhundertsatz der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage (1928 — 1964): 

116 

117 

156 

! 

154 

Altersruhegeld (1974) in DM/Monat: 


797,80 

804,70 

1 072,90 

1 059,20 

i 


a) Der Berechnung liegen die Ergebnisse der Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung 1966 des Statistischen Bundesamtes 
(Fachserie M, Reihe 17) zugrunde. 
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Tabelle 4 


Bewertung der Versicherungszeiten und die darauf entfallenden Altersruhegeld- 
beträge bei Kriegsteilnehmern und Nichtkriegsteilnehmern des Jahrganges 1917, 
wenn für die Beschäftigungszeiten Entgelte in Höhe des Durchschnittsverdienstes 
der männlichen Arbeiter bzw. Angestellten der jeweiligen Altersgruppe 

zugrunde gelegt werden 




Versicherungsverlauf 

Vomhundertsatz der persönlichen 
Rentenbemessungsgrundlage 

Zeitraum 

Lebensalter 
(von/bis . . . 
Lebensjahr) 

Kriegs- 

teilnehmer 

Nicht-Kriegs- 

teilnehmer 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Nicht- 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 

Nicht- 

Kriegs- 

teil- 

nehmer 





Arbeiter 

Angestellte 

1933 bis 37 

16 bis 20 

Beschäftigung 
= Beitragszeit 

durchgehend 

118 

117 

166 

152 

1938 bis 44 

21 bis 27 

Wehr- und 
Kriegsdienst 
= Ersatzzeit 

Beschäftigung 

118 

114 

166 

124 

1945 bis 48 

28 bis 31 

Kriegsgefangen- 

schaft 

= Ersatzzeit 

' - 

118 

117 

166 

145 

1949 bis 64 

32 bis 47 

Beschäftigung 
= Beitragszeit 

Beitragszeit 

118 

118 

166 

166 

Durchschnittl. v. H.-Satz der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage (1933 bis 1964): 

118 

117 

166 

152 

Altersruhegeld (1974) in DM/Monat: 


701,90 

696,— 

987,40 

904,10 


a) Der Berechnung liegen die Ergebnisse der Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung 1966 des Statistischen Bundesamtes 
(Fachserie M, Reihe 17) zugrunde. 




DrUCksachO 7/3054 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 5 


Anzahl der Versichertenrenten an Männer in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten ohne und mit Zeiten des militärischen oder 
militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft (Ersatzzeiten) 


Vomhundertsatz 
der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage 
aus den Beiträgen 
bis 31. 12. 1964 

Anzahl der Versichertenrenten 

insgesamt 

davon 

ohne Ersatz- 
zeiten 

mit Ersatz- 
zeiten 

mit Ersatzzeiten von 

1 bis 12 
Monaten 

13 bis 48 
Monaten 

49 und mehr 
Monaten 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

über 0 bis unter 50 

2 953 

603 

2 350 

194 

482 

1 674 

50 bis unter 60 

3 281 

567 

2 714 

239 

603 

1 872 

60 bis unter 70 

6 672 

1 069 

5 603 

510 

1 300 

3 793 

70 bis unter 80 

10 860 

1 985 

8 875 

799 

2 255 

5 821 

80 bis unter 90 

13 257 

2 672 

10 585 

1 212 

2 852 

6 521 

90 bis unter 100 

13 303 

3 377 

9 926 

1 365 

2 881 

5 680 

100 bis unter 110 

9 893 

3 213 

6 680 

1 066 

2 056 

3 558 

110 bis unter 120 

5 500 

1 903 

3 597 

586 

1 090 

1 921 

120 bis unter 130 

2 913 

1 036 

1 877 

294 

560 

1 023 

130 bis unter 140 

1 777 

634 

1 143 

206 

376 

561 

140 bis unter 150 

1 295 

497 

798 

167 

243 

388 

150 und darüber 

2 972 

1 376 

1 596 

435 

582 

579 

insgesamt 

74 676 

18 932 

55 744 

7 073 

15 280 

33 391 


a) Ergebnisse der im Herbst 1970 durdigeführten Sondererhebung 
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Tabelle 6 


Meßzahlen der Entwicklung des Vomhundertsatzes der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage in den Jahren 1938 bis 1964 bei Versichertenrenten an 
Männer in den Rentenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten ohne 
und mit Zeiten des militärischen oder militärähnlichen Dienstes und der Kriegs- 
gefangenschaft (Ersatzzeiten) 


Vomhundertsatz 
der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage 
aus den Beiträgen 
bis 31. 12. 1964 

Versichertenrenten an Männer | 

ohne Ersatz- 
zeiten 
= 100 

mit Ersatz- 
zeiten 

davon mit Ersatzzeiten von 

1 Punkt der 
Meßzahl 
entspricht 
für 1 Jahr Er- 
satzzeit . . . 
DM/Monat 
an Alters- 
ruhegeld a) 

1 bis 12 
Monaten 

13 bis 48 
Monaten 

49 und mehr 
Monaten 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Über * 0 bis unter 50 

100 

96 

95 

94 

97 

0,08 

50 bis unter 60 

100 

99 

94 

100 

99 

0,10 

60 bis unter 70 

100 

100 

103 

98 

100 

0,12 

70 bis unter 80 

100 

98 

101 

99 

98 

0,14 

80 bis unter 90 

100 

97 

99 

97 

96 

0,16 

90 bis unter 100 

100 

97 

100 

97 

97 

0,18 

100 bis unter 110 

100 

100 

100 

99 

99 

0,20 

110 bis unter 120 

100 

101 

101 

101 

100 

0,21 

120 bis unter 130 

100 

99 

101 

99 

98 

0,23 

130 bis unter 140 

100 

98 

100 

99 

97 

0,25 

140 bis unter 150 

100 

93 

96 

95 

92 

0,27 

150 und darüber 

100 

95 

99 

96 

90 

0,29 

insgesamt 

100 

98 

100 

98 

97 

0,19 


nach dem jeweiligen Mittelwert der in Spalte 1 angegebenen Stufen und auf der Grundlage der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für 1974 berechnet 


23 




Drucksache 7/3054 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 7a 


Meßzahlen der EntwicMung des Vomhundertsatzes der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage in den Jahren 1938 bis 1964 bei Versichertenrenten an 
Männer in der Rentenversicherung der Arbeiter ohne und mit Zeiten des mili- 
tärischen oder militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft (Ersatz- 
zeiten), nach Rentenarten getrennt 



Meßzahlen bei Versidiertenrenten an Männer 

Rentenart 

ohne Ersatz- 

mit Ersatz- 
zeiten 

davon mit Ersatzzeiten von 


Zeiten 
= 100 

1 bis 12 
Monaten 

13 bis 48 
Monaten 

49 und mehr 
Monaten 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Berufsunfähigkeitsrenten 

100 

98 

100 

98 

98 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 

100 

99 

101 

98 

98 

Vorgezogene Altersruhegelder nach 






einjähriger Arbeitslosigkeit 

100 

97 

97 

98 

97 

Versichertenrenten ohne Altersruhe- 
gelder wegen Vollendung des 65. 






Lebensjahres i 

100 

98 

100 

98 

98 

Altersruhegelder wegen Vollendung | 






des 65. Lebensjahres 

100 

98 

99 

98 

98 


Tabelle 7b 


Meßzahlen der Entwicklung des Vomhundertsatzes der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage in den Jahren 1938 bis 1964 bei Versichertenrenten an 
Männer in der Angestelltenversicherung ohne und mit Zeiten des militärischen 
oder militärähnlichen Dienstes und der Kriegsgefangenschaft (Ersatzzeiten), nach 

Rentenarten getrennt 


Rentenart 

Meßzahlen bei Versidiertenrenten an Männer 

ohne Ersatz- 
zeiten 
= 100 

mit Ersatz- 
zeiten 

davon mit Ersatzzeiten von 

1 bis 12 
Monaten 

13 bis 48 
Monaten 

49 und mehr 
Monaten 

1 

2 

3 

4 

5 

1 6 

Berufsunfähigkeitsrenten 

100 

101 

107 

103 

100 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 

100 

100 

100 

100 

100 

Vorgezogene Altersruhegelder nach 






einjähriger Arbeitslosigkeit 

100 

100 

98 

105 

100 

Versichertenrenten ohne Altersruhe- 






gelder wegen Vollendung des 65. 






Lebensjahres 

100 

100 

101 

101 

100 

Altersruhegelder wegen Vollendung 






des 65. Lebensjahres 

100 

96 

100 

97 

93 
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